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Teil 1:
Erlauterungen zur 41. KFG-Novelle

verfasst von Dr. Wilhelm Kast/BMK

Die Erlauterungen geben die personliche Meinung des
Verfassers wieder und konnen daher von der offiziellen
Meinung des Bundesministeriums fur Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie abweichen.



41. KFG- Novelle
(BGBI. | Nr. 35/2023)

Allgemeines:

In der der 41. KFG-Novelle werden viele Punkte, quer durch das KFG umgesetzt. Das be-
trifft u.a. Anliegen des BMI (Anderung bei Bewilligung von Uberstellungsfahrten, Anbindung
der Zulassungsstellen an das Unternehmensregister), Anliegen des BMF (Ubermittlung von
Daten aus der Begutachtungsplakettendatenbank an die Abgabenbehdrden), Anliegen der
ASFINAG (Kontrolle von Sondertransporten) oder Anregungen der Landesver-
kehrsreferentenkonferenz betreffend Anhebung der Geldstrafen flr Verstol3 gegen das sog.
Handyverbot oder gegen die Gurt- oder die Helmpflicht sowie einige Punkte aus der KFG-
Landertagung.

Weiters wurden auch die nach dem Klimachek fur bestehende Gesetze vom Konsortium fur
ein Mobilitdtsgesetz vorgeschlagenen Punkte betreffend Klimaschutz und Reduzierung von
Treibhausgasen im KFG in diese Novelle aufgenommen.

Ein groRer Teil der Novelle betrifft Anderungen im Fahrschulbereich. Zur exakteren Rege-
lung der Pflichten des Fahrschulbesitzers und des Fahrschulleiters und zur Neuregelung der
Ausbildung und Prifung des in den Fahrschulen eingesetzten Lehrpersonals hat der
Fachverband der Fahrschulen Vorschlage Ubermittelt, die in einigen Runden abgestimmt

worden sind.

Der Entwurf der 41. KFG-Novelle enthalt folgende Schwerpunkte:

1. Bei der Abgrenzung, welche Fahrzeuge als Kraftfahrzeuge gelten und welche als
Fahrrader, wird in Hinkunft auf die Nenndauerleistung anstelle der hochsten zulassigen
Leistung abgestellt.

2. Zur Vermeidung von Missverstandnissen wird die Regelung Uber die Anhebung der
Gewichtsgrenzen fir Fahrzeuge mit alternativem Antrieb bzw. flr emissionsfreie
Fahrzeuge in § 4 Abs. 7a betreffend Fahrzeugkombinationen bericksichtigt.

3. Viele Anpassungen von Verweisen auf EU-Rechtsakte an die aktuellen Vorschriften.

Bei der Bewilligung von Uberstellungsfahrten wird ein Osterreichbezug als Kriterium
geschaffen.

5. Die Zulassungsstellen werden an das Unternehmensregister angebunden und die Daten

der Zulassungsevidenz mit dem Unternehmensregister abgeglichen.



10.
11.
12.

13.

14.

Das Abkommen Uber Handel und Zusammenarbeit zwischen der Europaischen Union
und der Europaischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Vereinigten Koénigreich
GrofRbritannien und Nordirland andererseits (Brexit-Abkommen) verweist hinsichtlich der
Lenk- und Ruhezeiten und der Fahrtschreiberbenutzung nicht auf die einschlagigen EU-
Vorschriften, sondern enthalt dazu eigenstandige Regelungen. Daher missen diese als
Ubertretungsnorm in Verbindung mit der Strafbestimmung des § 134 Abs. 1 KFG
angeflhrt werden.

Exaktere Regelung der Pflichten des Fahrschulbesitzers und des Fahrschulleiters.

Bei jeder Fahrschulausbildung muss ein schriftlicher Ausbildungsvertrag zwischen
Fahrschulbesitzer bzw. Fahrschulleiter und den auszubildenden Personen
abgeschlossen werden.

Neuregelung der Ausbildung des in den Fahrschulen eingesetzten Lehrpersonals.
Neugestaltung des Fahrlehrausweises im Scheckkartenformat.

Organe der Asfinag sollen Kontrollen von Sondertransporten durchfiihren durfen.

Die Geldstrafen flr Verstofie gegen das sog. Handyverbot oder gegen die Gurt- oder die
Sturzhelmpflicht werden angehoben.

Die Strafbarkeit der Fahrzeughersteller bzw. deren Bevollmachtigten flr VerstoRe gegen
direkt geltende EU-Vorschriften wird auf die sog. e-PTI-Verordnung erweitert (betrifft die
Zurverfugungstellung von Informationen, die fir die regelmaRige technische
Uberwachung der Fahrzeuge bendtigt werden) und der Strafrahmen von 5000 auf
10 000 Euro angehoben.

Daneben gibt es noch eine Reihe von Aktualisierungen und redaktionellen

Anpassungen.

Es wird die delegierte Richtlinie (EU) 2021/1716 umgesetzt.

Die Regierungsvorlage (1954 d.B:) wurde am 15. Marz 2023 im Verkehrsausschuss des

Nationalrates behandelt. Dabei wurde ein Abanderungsantrag betreffend § 11 Abs. 9 und 10
eingebracht und beschlossen (AB 1975 d.B.).

Die Beschlussfassung im Plenum des Nationalrates erfolgte am 29. Marz 2023.

Die Behandlung im Bundesrat erfolgte am 12. (Ausschuss) und am 14. (Plenum) April 2023.

Das gegenstandliche Bundesgesetz wurde am 20. April 2023 im Bundesgesetzblatt

kundgemacht.



Zu den einzelnen Bestimmungen:

1. § 1 Abs. 2a — Anderung des Grenzwertes fiir die Leistung der vom KFG
ausgenommenen Fahrzeuge:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit Ablauf des Tages der Kundmachung, somit am 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: ---
Bemerkungen:
Da die Verordnung (EU) Nr. 168/2013 als Abgrenzungskriterium, welche Fahrzeuge erfasst

werden und welche nicht, auf die Nenndauerleistung abstellt, gibt es mit der bisher in § 1
Abs. 2a Z 1 vorgesehenen hdchsten zulassigen Leistung immer wieder Unsicherheiten.
Daher wird auch im KFG die Nenndauerleistung Ubernommen.

FUr Fahrzeuge, die die bisherigen Kriterien erfillt haben (hdchste zulassige Leistung nicht
mehr als 600 Watt und Bauartgeschwindigkeit nicht mehr als 25 km/h) sollte diese Anderung
keine Auswirkungen haben, da schon im Jahr 2009 erlassmaRig klargestellt worden ist, dass
davon ausgegangen werden kann, dass bei Fahrzeugen mit einer Nenndauerleistung von
nicht mehr als 250 Watt die am Hinterrad (Antriebsrad) abgegebene Leistung nicht mehr als
600 Watt betragt.

2. § 2 Z 46 — Aktualisierung des Verweises auf die aktuellen EU-Rechtsakte:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Die Verweise auf die mittlerweile aufgehobenen EU Rechtsakte (Richtlinie 2007/46/EG bzw.

2003/37/EG) werden durch Verweise auf die aktuellen EU-Rechtsakte (Verordnung (EU)
2018/858 bzw. Verordnung (EU) Nr. 167/2013 ersetzt.

3. § 2 Z 47 - Aktualisierung des Verweises auf die aktuelle EU-Verordnung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es wird lediglich der Verweis auf den EU-Rechtsakt aktualisiert. Die Richtlinie 2007/46/EG

wurde von der Verordnung (EU) 2018/858 abgeldst.

4.§3 Abs.1Z 4.4,§ 27a Abs. 1, § 28a Abs. 1 Z 1, Uberschrift zu § 31a, § 31a Abs. 1
und 6 und § 34 Abs. 2 - Aktualisierung des Verweises auf die aktuelle EU-Verordnung:



Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Auch hier wird lediglich der Verweis auf die Richtlinie 2007/46/EG durch den Verweis auf die

Verordnung (EU) 2018/858 ersetzt.

5. § 4 Abs. 7a — Gewichtsanhebung fiir Fahrzeuge mit alternativem Antrieb und fiir
emissionsfreie Fahrzeuge:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Fahrzeugen mit alternativem Antrieb oder emissionsfreien Fahrzeugen wird in den ein-

schlagigen EU-Vorschriften ein erhdhtes Gesamtgewicht zur Berticksichtigung der daftr
erforderlichen Technologie zugestanden, héchstens jedoch 1t fir Fahrzeuge mit alternativem
Antrieb bzw. 2t fur emissionsfreie Fahrzeuge. Diese Gewichtsanhebung wirkt nicht
automatisch, sondern diese Fahrzeuge kénnen mit den entsprechend héheren Gewichten
genehmigt werden und das entsprechende zuldassige Gesamtgewicht ist dann im
Zulassungsschein eingetragen.

Nachdem dieses Mehrgewicht in der direkt geltenden Verordnung (EU) 2019/1242 geregelt
ist, ist eine Umsetzung in den nationalen Vorschriften nicht erforderlich.

Sicherheitshalber wird aber die Regelung in § 4 Abs. 7a betreffend Fahrzeugkombinationen

zur Vermeidung von Missverstandnissen entsprechend angepasst.

5a. § 11 Abs. 9 und

5b. § 11 Abs. 10 — Neuregelung der Kostentragung fiir die Beprobung von Treibstoff:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Da Abs. 10 die Kostentragung fir die Beprobung von Treibstoff regelt, ist die einschlagige

Regelung in Abs. 9 nicht mehr notwendig. Die betroffenen Satze werden daher gestrichen.
Abs. 10 regelt nunmehr die Kostentragung fir die Beprobung von Treibstoff. Die Einnahmen
aus den in der Kraftstoffverordnung 2012 geregelten Ausgleichsbetragen, die nach der
Verordnung zur Zielerreichung verpflichtete Unternehmen bei Nichterreichung dieser Ziele zu
leisten haben, werden fir die Kosten der Beprobung zweckgebunden. In dieser Hinsicht soll
gewahrleistet sein, dass die Kostentragung fiir die Beprobung fiir zehn Folgejahre gesichert

ist. Dabei ist von einer durchschnittlichen jahrlichen Valorisierung der Kosten von 2,5 %



auszugehen. Darlber hinaus sind weitere Einnahmen aus den Ausgleichsbetragen fiir den
Aufwand von Projekten zur Minderung von Treibhausgasemissionen im Mobilitatsbereich zu

verwenden.

6. § 24 Abs. 2b Z 1 lit. j — Erweiterung des Umkreises auf 100 km:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Derzeit ist in § 24 Abs. 2b Z 1 lit. j bei der Ausnahme fur Fahrzeuge mit Elektroantrieb ein

Umkreis von 50 km vom Standort des Unternehmens vorgesehen. Dies deshalb, weil die
EU-VO 561/2006 in Art. 13 lit. f auch nur 50 km erlaubt hat.

In der EU-Verordnung wurde das mittlerweile aber geandert und der Umkreis auf 100 km
ausgedehnt. Daher spricht nichts dagegen, auch im KFG den Umkreis auf 100 km

auszudehnen.

7. § 24a Abs. 2 lit. ¢ — redaktionelle Anderung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es handelt sich nur um eine redaktionelle Richtigstellung. Mit der 30. KFG-Novelle, BGBI. |

Nr. 94/2009, wurde die Aufzahlung in § 20 Abs. 1 KFG abgeandert und die Litterae durch

Ziffern ersetzt, sodass der Verweis nun ,§ 20 Abs. 1 Z 4“ lauten muss.

8. § 27a Abs. 2 - Aktualisierung des Verweises auf die aktuelle EU-Verordnung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Auch hier handelt es sich nur um eine redaktionelle Anpassung an die Verordnung (EU)

2018/858. Da sechs Mal auf die die Richtlinie 2007/46 mit jeweils unterschiedlichen Artikeln

bzw. Anhangen verwiesen wird, wird der ganze Abs. 2 in aktualisierter Form wiedergegeben.

9. § 28 Abs. 3 — redaktionelle Anderung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es wird nur ein Verweisfehler korrigiert.



10. § 28c Abs. 3,

11. § 28c Abs. 5,

12. § 28d Abs. 1,

13. § 31a Abs. 2 und

14. § 31a Abs. 6 - Aktualisierung der Verweise auf die aktuelle EU-Verordnung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es handelt sich nur um redaktionelle Anpassungen an die Verordnung (EU) 2018/858 und

die nunmehr zutreffenden Artikel bzw. Anhange.

15. § 33 Abs. 6a — keine Zunahme der Treibhausgasemissionen bei Chip-Tuning:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
In § 33 Abs. 6a wird erganzt, dass es bei leistungsverandernden Eingriffen in die Motor-

steuerung (Chip-Tuning) neben dem Nachweis, dass alle flr das Fahrzeug relevanten
Emissionsvorschriften weiterhin eingehalten werden, auch zu keiner Zunahme der

Treibhausgasemissionen beim Betrieb des Fahrzeuges kommen darf.

16. § 37 Abs. 2 lit. a — Beriicksichtigung auch der EU-Einzelgenehmigungsboégen:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Hier wird erganzt, dass als Genehmigungsnachweis fur die Zulassung bei einem einzeln

genehmigten Fahrzeug auch der EU-Einzelgenehmigungsbogen fur ein solches Fahrzeug

herangezogen werden kann.

17. § 40 Abs. 1 lit. a - Einschrankung auf Fahrzeuge der Bundespolizei:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Zur Klarstellung wird erganzt, dass sich die Regelungen fir Fahrzeuge des o6ffentlichen

Sicherheitsdienstes betreffend den dauernden Standort in Wien und die Zulassung durch



den Bundesminister fur Inneres nur auf die Fahrzeuge des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes

der Bundespolizei beziehen.

18. § 40 Abs. 2b — Anbindung der Zulassungsstellen an das Unternehmensregister:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 6. November 2023

Ubergangsbestimmung: § 132 Abs. 35:

(35) Zum Zwecke der Datenbereinigung und der Korrektur von mangelhaften Daten und von
Mehrfachspeicherungen von Unternehmen in der Zulassungsevidenz sowie der eindeutigen Identifikation eines
konkreten Unternehmens als Zulassungsbesitzer und der eindeutigen Zuordnung von Fahrzeugen zu
Zulassungsbesitzern hat vor Inkrafttreten des §40 Abs.2b eine einmalige Datenbereinigung der
Zulassungsevidenz durch Abgleich mit dem Unternehmensregister geméfl § 25 Bundesstatistikgesetz 2000 zu
erfolgen. In die Zulassungsevidenz sind dabei aus dem Unternehmensregister Name, Sitz des Unternehmens,
Zustelladresse, die Kennziffer des Unternehmensregisters, die jeweilige Stammzahl gemall § 6 Abs. 3 E-GovG
sowie die Umsatzsteueridentifikationsnummer (UID-Nummer) zu iibernehmen und abzugleichen. Dabei sind bei
Abweichungen beim Rechtsformzusatz der Firma oder bei der Schreibweise von topographischen Namen beim
Sitz die Schreibweisen in der Zulassungsevidenz mit der Schreibweise des Unternehmensregisters zu
iiberschreiben. Nicht zu {ibernehmen sind sonstige Abweichungen bei Firma und Sitz. Weicht der dauernde
Standort des Fahrzeuges im Sinne des § 40 vom Sitz des Unternehmens ab, so ist der dauernde Standort geméaf
§ 40 als Zulassungsadresse in der Zulassungsevidenz beizubehalten und der Sitz des Unternehmens zusétzlich
aus dem Unternehmensregister zu iibernehmen und zu speichern.

Bemerkungen:
Bei der Zulassung eines Fahrzeuges eines Unternehmens und bei angezeigten Adress- oder

Namensanderungen eines Unternehmens hat die Zulassungsstelle die Angaben des
Antrages mit den Daten des Unternehmensregister abzugleichen.

Dabei sind die in § 40 Abs. 2b genannten Daten aus dem Unternehmensregister zu
Ubernehmen. Bei den Stammzahlen gemaR § 6 Abs. 3 E-GovG handelt es sich um folgende
Daten:

Fir Betroffene, die im Firmenbuch eingetragen sind, wird als Stammzahl die Firmen-
buchnummer verwendet, fiir Betroffene, die im Vereinsregister eingetragen sind, wird die
Vereinsregisterzahl verwendet und fir Betroffene, die im Erganzungsregister eingetragen
sind, wird die im Erganzungsregister vergebene Ordnungsnummer verwendet.

Gemal § 40 Abs. 1 gilt als dauernder Standort eines Fahrzeuges von Unternehmungen der
Ort, von dem aus der Antragsteller Gber das Fahrzeug hauptsachlich verfigt. Es ist somit
eine Zulassung auf einen solchen Standort zulassig.

Da aus dem Unternehmensregister aber nicht alle Zweigniederlassungen/Filialen/Standorte
ersichtlich sind, ist bei beantragter Zulassung auf einen Standort, der aus dem
Unternehmensregister nicht ersichtlich ist, den Angaben des Antrages zu folgen und die im
Antrag angegebene Adresse als Zulassungsadresse zu speichern.

Dieser Datenabgleich erfolgt zum Zwecke der eindeutigen Identifikation eines konkreten
Unternehmens als Zulassungsbesitzer und der auf dieses Unternehmen zugelassenen
Fahrzeuge und ist insbesondere fir spezifische Datenabrufe in der zentralen
Zulassungsevidenz des BMI (KZR) und die in der Verordnung (EU) 2018/1541 vorgesehene

EU-weite Abrufmdglichkeit aller Kraftfahrzeuge eines konkreten Unternehmens (fur



Abklarungen im Zusammenhang mit Kraftfahrzeug-Umsatzsteuerbetrug), somit zur Erfillung
der dem Bundesministerium fur Inneres und dem Bundesministerium fur Finanzen

zugeteilten nationalen und EU-rechtlichen Verpflichtungen erforderlich.

19. § 40 Abs. 3 und

20. § 40 Abs. 4 — LH soll von der Anhorung der Gemeinden als StraBenerhalter
absehen kénnen:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Derzeit ist sowohl in § 40 Abs. 3 als auch in § 40 Abs. 4 die Anhérung der Stral3enver-

waltungen, denen die Erhaltung der in Betracht kommenden StraRenzlige obliegt, vor-
gesehen.

Diese Bestimmung wird unterschiedlich vollzogen und erweist sich im Falle von Dauer-
genehmigungen, in deren Rahmen auch Gemeindestrallen befahren werden sollen, als
kaum durchflihrbar, da im Ermittlungsverfahren alle Gemeinden befasst werden mussten.

Es soll daher ausdricklich klargestellt werden, dass der Landeshauptmann im Falle von
Gemeinde- oder Privatstral’en von der Anhérung der Gemeinden als Stral3enerhalter oder
der Eigentumer der Privatstra3en absehen und im Bescheid auftragen kann, dass vor
Durchfuihrung des Transportes die Zustimmung der Gemeinde oder des Stralleneigentimers

einzuholen ist.

21. § 40 Abs. 5a - Einschrankung auf Fahrzeuge der Bundespolizei:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Pkt. 17.

22. § 40a Abs. 4 Sitze sechs bis acht - Entfall:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Die Satze sechs bis acht in § 40a Abs. 4 enthalten noch Bezugnahmen auf Bestimmungen

des § 40a Abs. 9, die mittlerweile aufgehoben worden sind. Daher sind die Regelungen der

Satze sechs bis acht obsolet und kdnnen entfallen.

23. § 43 Abs. 3 — Verlangerung der Frist fiir die Freihaltung eines Kennzeichens:



Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Mai 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Derzeit ist in § 43 Abs. 3 eine Frist von langstens sechs Monaten fir die Freihaltung des

Kennzeichens vorgesehen. Leider haufen sich Falle, wo Neufahrzeuge aufgrund von
Lieferengpassen (nicht zuletzt auch durch die Pandemie bedingt) nicht rechtzeitig geliefert
werden kénnen und die sechsmonatige Frist flr die Freihaltung des Kennzeichens ablauft.
Daher soll diese Frist nunmehr auf zwolf Monate verlangert werden. Diese Verlangerung

bezieht sich auch auf bereits freigehaltene Kennzeichen.

24. § 46 Abs. 1a und 1b — Osterreichbezug bei der Bewilligung von
Uberstellungsfahrten:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 6. November 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen: )
Die Bewilligung von Uberstellungsfahrten wird von zusatzlichen Voraussetzungen abhangig

gemacht, um Missbrauch vorzubeugen. Insbesondere soll ein ,Osterreichbezug“ bei der
Bewilligung von Uberstellungsfahrten geschaffen werden. Es sind Falle bekannt geworden,
wo Fahrzeuge aus Belgien mit sterreichischer Uberstellungsfahrtbewilligung nach Marokko
Uberstellt worden sind. Solche Praktiken sind nicht gewlnscht und es soll dem durch gezielte
Regelungen ein Riegel vorgeschoben werden.

Die Bestimmung des Abs. 1 kann unverandert bleiben. Im neuen Abs. 1a und 1b wird aber
ein ,Osterreichbezug* fur die Erteilung einer Uberstellungsfahrtbewilligung als neue
Voraussetzung normiert und es missen exaktere Nachweise zum Fahrzeug vorgelegt
werden bzw. wird auf die Eintragung des Fahrzeuges in die Genehmigungsdatenbank oder
in die Zulassungsevidenz abgestellt. Fir Fahrzeuge, die aktuell nicht zugelassen sind und
deren letztes § 57a Gutachten nicht mehr gliltig ist, ist zwingend ein aktuelles Gutachten
vorzulegen. Ein solches Gutachten kann auch eine fehlende Eintragung in die
Genehmigungsdatenbank oder in die Zulassungsevidenz ersetzen.

Da Fahrzeuge, die aus dem Ausland nach Osterreich tberstellt werden sollen, idR nicht in
der Genehmigungsdatenbank oder in der Zulassungsevidenz aufscheinen, wird in diesen
Fallen eine Zertifizierung der Zollbehdrde als zugelassener Wirtschaftsbeteiligter verlangt.
Damit geniel3t der Antragsteller eine gewisse Vertrauenswurdigkeit.

Weiters ist auch ein Nachweis Uber den technischen Zustand des Fahrzeuges erforderlich,
sofern eine technische Uberpriifung bereits fallig geworden ist. Das kann eine
Prifbescheinigung im Sinne des Art. 8 der Richtlinie 2014/45/EG Uber die regelmafige

technische Uberwachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhangern oder im Falle



eines Fahrzeuges aus einem Dirittstaat ein gleichwertiges positives Gutachten Gber den

technischen Zustand des Fahrzeuges sein.

25. § 46 Abs. 2 — redaktionelle Anpassung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 6. November 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Da nunmehr bei nicht zugelassenen Fahrzeugen generell ein Nachweis Uber den tech-

nischen Zustand vorzulegen ist, kann der Hinweis auf die sinngemafie Anwendung des § 56
KFG entfallen.

26. § 47 Abs. 1 — Abgleichung der Daten mit dem Unternehmensregister:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 6. November 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Die mit dem Unternehmensregister abgeglichenen und ibernommenen Daten sollen auch in

der Zulassungsevidenz gespeichert werden (§ 47 Abs. 1).

Durch den Abgleich mit dem Unternehmensregister (siehe zu Z 18) soll eine Bereinigung der
Daten in der Zulassungsevidenz erfolgen und damit die Datenqualitat erhéht werden.
Mangelhafte Datenqualitat entsteht durch unterschiedliche Schreibweisen von
Unternehmensbezeichnungen, etwa die Schreibweisen von Kapitalgesellschaften (AG,
Aktiengesell-schaft, GmbH, GesmbH, Ges.m.b.H. etc.) und die Schreibweisen von
StralRennamen.

Nicht automatisiert aus dem Unternehmensregister ibernommen werden kénnen inhaltliche
Anderungen in der Person des Zulassungsbesitzers oder des Sitzes, da diese Anderungen
durch den Zulassungsbesitzer zu melden sind und bei Anderung der Person und Anderung
des Sitzes in einen anderen Behordensprengel eine Abmeldung und neue Zulassung

erfolgen muss.

27. § 57a Abs. 2 — Ausweitung der dem Landeshauptmann anzuzeigenden
Anderungen:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 1. Mai 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:



Es sollen auch Anderungen im Zusammenhang mit der Gewerbeberechtigung und andere
fur die Ermachtigung relevante Umstande (z.B. Wechsel der Geschaftsfliihrung) unverziglich

dem Landeshauptmann anzuzeigen sein.

28. § 57c Abs. 5 Z 8 — Ausdehnung der Einsichtsmadglichkeit in die
Begutachtungsplakettendatenbank:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 1. Mai 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Derzeit sind in § 57c Abs. 5 Z 8 nur die Abgabenbehdérden des Bundes und das Amt fir

Betrugsbekampfung hinsichtlich der Einsichtsmoglichkeit in die Begutachtungsplaket-
tendatenbank genannt.

Es fiihren aber auch Organe der Osterreichischen Gesundheitskasse (OGK) und der
Versicherungsanstalt offentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau (BVAEB) im
Rahmen der Sozialversicherungsprifung eine Lohnsteuerprifung durch. GemaR § 41a Abs.
2 ASVG ist gemeinsam mit der Sozialversicherungspriifung von der Osterreichischen
Gesundheitskassa auch die Lohnsteuerprifung durchzufiihren. Bei der Durchflihrung der
Lohnsteuerprifung ist das Prifungsorgan der OGK als Organ des Finanzamtes tatig und
unterliegt dessen fachlicher Weisung. Daher soll auch diesen Organen eine
Einsichtsmdglichkeit in die Begutachtungsplakettendatenbank gewahrt werden, soweit das
zur Wahrnehmung der ihnen Ubertragenen Aufgaben notwendig ist.

Weiters wird den in Z 8 genannten Stellen die Befugnis eingerdumt, auf die in der Be-
gutachtungsplakettendatenbank gespeicherten Fahrzeugdaten zu Kennzeichen und
Kilometerstand zuzugreifen und diese zu verarbeiten. Aus den Auswertungen der Kilo-
meterstande erwartet man sich dabei aussagekraftige Ergebnisse zur Beurteilung und

Uberprifung von Angaben zum Sachbezug.

29. § 58a Abs. 1 - Richtlinienumsetzung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es erfolgt eine Umsetzung der delegierten Richtlinie (EU) 2021/1716 der Kommission vom

29. Juni 2021 zur Anderung der Richtlinie 2014/47/EU hinsichtlich Anderungen der
Bezeichnungen von Fahrzeugklassen aufgrund von Anderungen der Typgenehmi-
gungsvorschriften. Da die Fahrzeugklasse T5 in der Verordnung 167/2013 nicht mehr
vorkommt, wurde der Anwendungsbereich der Richtlinie 2014/47/EU in Artikel 2 Abs. 1 lit. d

nunmehr wie folgt umschrieben:



,d) hauptsachlich im gewerblichen Kraftverkehr auf 6ffentlichen Stral3en genutzte Fahrzeuge
der Fahrzeugklassen T1b, T2b, T3b, T4.1b, T4.2b und T4.3b mit einer bauartbedingten
Hoéchstgeschwindigkeit von mehr als 40 km/h.“

Diese Anderungen sind in § 58a Abs. 1 und § 102 Abs. 5 lit. i zu berlicksichtigen.

30. § 101 Abs. 5 und 6 — Berucksichtigung von Umwelt- und Klimaschutz:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Der unter anderem in § 101 normierten Einhaltung der héchstzulassigen Gewichte bei einer

Beladung von Kraftfahrzeugen und Anhangern kommt aufgrund des Zusammenhangs von
Gewicht und verursachten CO2-Emissionen eine Relevanz im Hinblick auf den Klimaschutz
Zu.

Nach MafRgabe des § 101 Abs. 2 ist eine Uberschreitung zuldssig, wenn die hiefiir durch
Verordnung (Abs. 6) festgesetzten Grenzen und Voraussetzungen eingehalten werden.

Im Zuge der Verordnungserlassung ist nach dem aktuellen Wortlaut des Abs. 6
ausschlief3lich auf die Erfordernisse der Verkehrs- und Betriebssicherheit Bedacht zu neh-
men. Aufgrund der nicht auszuschlieRenden Umwelt- und Klimaauswirkungen soll nunmehr
auch eine Bedachtnahme auf den Umwelt- und Klimaschutz geboten sein.

Eine Bewilligung des Landeshauptmannes nach § 101 Abs. 5 oder § 104 Abs. 9 war bisher
unter Auflagen oder zeitlichen, ortlichen oder sachlichen Einschrankungen der Gultigkeit zu
erteilen, wenn dies nach den Erfordernissen der Verkehrs- und Betriebssicherheit notig ist.
Nunmehr soll dies auch dann geboten sein, wenn es aus Griinden des Umweltschutzes nétig
ist oder dadurch eine wesentliche Reduktion von Treibhausgasemissionen zu erwarten ist.

Dies ist auf empirischer Grundlage zu beurteilen.

31. § 101 Abs. 7c - Entfall:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Diese Bestimmung kann im Hinblick auf die Regelung des § 101b betreffend die

automationsunterstitzte Gewichtstiberwachung entfallen.

32. § 102 Abs. 1a — Verlangerung der Mitfiihrverpflichtung ab 31.12.2024:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: ---



Bemerkungen: )
Es wird lediglich die sich aus der Verordnung (EU) 2020/1054 ergebende Anderung der

Verordnung (EU) 165/2014 erganzt, wonach ab 31.12.2024 die Nachweise der vergan-

genen 56 Tage sowie die abgelaufene Fahrerkarte flir mindestens 56 Tage mitzufiihren sind.

33. § 102 Abs. 1a — Handelsabkommen EU - UK:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Das Abkommen Uber Handel und Zusammenarbeit zwischen der Europaischen Union und

der Europaischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Vereinigten Konigreich
GrofRbritannien und Nordirland andererseits, ABI. L 149 vom 30.4.2021, S 10 ff, verweist
hinsichtlich der Vorschriften Uber die Benltzung des Fahrtschreibers oder Kontrollgerates,
des Schaublattes oder der Fahrerkarte sowie der Vorschriften tUber das Mindestalter, die
zuldssige Lenkzeit, einzulegende Fahrtunterbrechung und Einhaltung der erforderlichen
Ruhezeit nicht auf die einschlagigen Bestimmungen der EU-Verordnungen (EG) Nr.
561/2006 bzw. (EU) Nr. 165/2014 oder des AETR, sondern trifft dazu eigenstandige
Regelungen (vgl. dazu Artikel 465 Abs. 1 lit. b in Verbindung mit Anhang 31 Teil B Abschnitt
2, Artikeln 4 bis 6 und 7 Abs. 4 und 5 und Abschnitt 4 des Abkommens, ABI. Nr. L 149 vom
30.4.2021).

Diese im Abkommen enthaltenen Regelungen sind inhaltlich zwar ident mit den Vorgaben
der genannten EU-Verordnungen, jedoch muss das Abkommen als anzuwendende
Rechtsvorschrift hinsichtlich der Kontrollen, Setzung von Zwangsmafnahmen und ins-
besondere als Ubertretungsnorm in Verbindung mit der Strafbestimmung des § 134 Abs. 1
KFG angefluhrt werden.

Daher werden Verweise auf die relevanten Bestimmungen des Abkommens in die in Frage
kommenden Bestimmungen des KFG aufgenommen.

Zur leichteren Lesbarkeit wird das Abkommen lediglich als ,Abkommen, ABI. L 149 vom
30.4.2021,“ zitiert und in § 134a Abs. 4 klargestellt, um welches Abkommen es sich dabei
handelt.

34. § 102 Abs. 4 - Treibhausgasemissionen:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Eine kraftstoffsparende Fahrweise tragt zur Reduktion von CO2-Emissionen beim jeweiligen

Kraftfahrzeug sowie auch insgesamt bei, da durch eine vorausschauende und gleichmaRige



Fahrweise Treibstoff auch im Fahrzeugkollektiv eingespart werden kann. Vor diesem
Hintergrund soll § 102 Abs. 4 dahingehend erweitert werden, dass der Fahrzeuglenker nicht
mehr Treibhausgasemissionen verursachen darf, als bei ordnungsgemafem Zustand und
sachgemaliem Betrieb des Fahrzeugs unvermeidbar ist. Damit soll insbesondere eine
o6konomische Fahrweise sichergestellt werden.

Das Gebot einer 6konomischen Fahrweise wird nur bei substanziellem Fehlverhalten
verletzt. Das Fahren mit einem leeren oder nur teilweise beladenen Anhanger, einem leeren
oder nur teilweise beladenen Dachtréger oder eine zulassige Leerfahrt mit einem
Lastkraftwagen soll durch diese Bestimmung nicht fir strafbar erklart werden. In diesem
Sinne ist auch das kurzzeitige Laufenlassen des Motors bei einer roten Ampel - etwa auch
nach Ausschalten einer Start-Stop Automatik - nicht als unékonomische Fahrweise zu
qualifizieren.

Auch wenn sich ein VerstoR in vielen Fallen nicht nachweisen lassen wird und es daher zu
keinen Beanstandungen kommen wird, soll mit dieser Bestimmung ein Zeichen gesetzt
werden, dass man mit einem Kraftfahrzeug eben auch nicht mehr Treibhausgasemissionen
verursachen darf, als bei ordnungsgemaflem Zustand und sachgemafem Betrieb des

Fahrzeuges unvermeidbar ist.

35. § 102 Abs. 5 lit. f - Lenkprotokoll:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Dabei handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung an die geanderte Formulierung im

AZG.

36. § 102 Abs. 5 lit. i - Richtlinienumsetzung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Z 29.

37.§ 102 Abs. 11a,

38. § 102 Abs. 11d,

39. § 102 Abs. 12 lit. |,

40. § 102 Abs. 12 dritter Satz - Handelsabkommen EU - UK:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 21. April 2023



Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Z 33.

41. § 102a Abs. 4 - Verlangerung der Mitfiihrverpflichtung ab 31.12.2024:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: ---
Bemerkungen:
Siehe zu Z 32.

42. § 102a Abs. 4- Handelsabkommen EU - UK:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Z 33.

43. § 102a Abs. 7 - Verlangerung der Mitfiihrverpflichtung ab 31.12.2024:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Z 32.

44. § 102e Abs. 1 - redaktionelle Anderung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es handelt sich lediglich um die Korrektur eines redaktionellen Versehens. Der Verweis auf

§ 102 Abs. 5 muss richtig § 102 Abs. 5 lit. b und nicht § 102 Abs. 5 lit. a lauten.

45. § 102e Abs. 3 — Entfall letzter Halbsatz:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: ---
Bemerkungen:
Der letzte Halbsatz, wonach der Zulassungsschein digital weitergegeben werden kann

»gleich wie wenn das physische Dokument weitergegeben wird“ soll entfallen.



Die digitale Weitergabe des Zulassungsscheins soll denselben Zwecken dienen wie dessen
Weitergabe in physischer Form, weshalb auch die vorgesehene technische Umsetzung
grundsatzlich an der Weitergabe eines physischen Zulassungsdokuments orientiert ist.
Allerdings lasst sich aufgrund unumganglicher technikbedingter Besonderheiten bei der
digitalen Weitergabe eine tatsachliche Gleichférmigkeit mit der Ubergabe des physischen
Dokuments nicht sinnvoll verwirklichen und wirde fir die betroffenen Personen letztlich
KomforteinbuRen mit sich bringen. Aus diesem Grund wird der letzte Halbsatz in § 102

Abs. 3 gestrichen.

46. § 102e Abs. 5 — Verlangerung auf 12 Monate:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Die in der aktuellen Fassung der Norm vorgesehene Frist von drei Monaten erklart sich aus

dem verwendeten Vorbild in Gestalt von § 15a Abs. 4 FSG. Zulassungsscheindaten weisen
jedoch typischerweise geringen bis keinen dynamischen Anderungsbedarf auf, weshalb eine
Sicherstellung der Datenaktualitat des digitalen Zulassungsscheins auch bei einer Giltigkeit
von zwolf Monaten gewahrleistet bleibt. Zugleich erscheint diese langere Glltigkeitsdauer
geeignet, die technische Umsetzung des digitalen Zulassungsscheins in wesentlichem

Ausmal zu erleichtern und wird den betroffenen Personen deutlich mehr Komfort bringen.

47. § 103c Abs. 1 - Handelsabkommen EU - UK:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: ---
Bemerkungen:
Siehe zu Z 33.

48. § 104 Abs. 9 - Beriicksichtigung von Umwelt- und Klimaschutz:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Z 30.

49. § 106 Abs. 7 Z 3 — Ausdehnung der Helmpflicht auf Quads mit mehr als 4 Radern:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023



Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Die Bestimmungen tber die Sturzhelmpflicht und Uber die Kinderbeférderung auf ATV oder

Quads warren bisher auf vierradrige Kraftfahrzeuge abgestellt. Mittlerweile gibt es aber
solche Fahrzeuge auch in sechsradrigen Ausfihrungen. Die bisherige Verpflichtung
hinsichtlich der Sturzhelmpflicht sowie die Regelung uber die Kinderbeférderung soll auch fur
solche sechsradrigen Fahrzeuge gelten. Daher wird die Bezeichnung ,vierradriges
Kraftfahrzeug“ geandert auf ,Kraftfahrzeug mit mindestens vier Radern®. Die sonstigen
Merkmale dieser Fahrzeuge (die insbesondere durch Lenkstange, Bedienungs- und
Anzeigeelemente sowie Sitzbank Charakterziige eines Kraftrades aufweisen) bleiben

unverandert.

50. § 106 Abs. 12 - Ausdehnung der Regelung uiber die Kinderbeforderung auf Quads
mit mehr als 4 Radern:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Z 49.

51. § 106 Abs. 14 —- Bummelziige mit ,,Zugfahrzeugen“ statt ,,Zugmaschinen*:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Derzeit ist in § 106 Abs. 14 vorgesehen, dass das Zugfahrzeug fir diese Bummelzige eine

Zugmaschine sein muss. Diese einschrankende Bestimmung erscheint nicht mehr
erforderlich. Durch Anderung auf ,Zugfahrzeug*“ kann das flexibler gehandhabt werden und
es kdnnen auch vermehrt elektrisch betriebene Fahrzeuge als Zugfahrzeuge flr solche

Bummelzige zum Einsatz kommen.

52. § 108 Abs. 2 — redaktionelle Anpassung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Einerseits erfolgt eine bloRe Verweisanpassung an den neugestalteten § 113 und eine

redaktionelle Anpassung, weil die Vorschriften betreffend Fahrlehrer nunmehr in § 116

geregelt sind. Andererseits wird klargestellt, dass die Ausbildung auch von Fahrlehras-



sistenten wahrgenommen werden darf, soweit das im Rahmen von deren Ausbildung

vorgesehen ist.

53. § 111 Abs. 1 — terminologische Bereinigung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Zur Zeit spricht das Gesetz an verschieden Stellen vom Bewilligungsinhaber, vom Besitzer

einer Fahrschulbewilligung, vom Fahrschulinhaber und vom Fahrschulbesitzer. Nunmehr
sollen zwecks durchgehender Systematik die Begriffe ,Inhaber der Fahrschulbewilligung®
und ,Fahrschulbesitzer” verwendet werden. Vom ,Fahrschulbesitzer” spricht man erst ab
Erteilung der Betriebsgenehmigung. Jeder Fahrschulbesitzer ist somit Inhaber einer
Fahrschulbewilligung, aber nicht jeder Inhaber einer Fahrschulbewilligung ist auch
Fahrschulbesitzer, da ihm erst mit der Betriebsgenehmigung nach § 112 die
Besitzereigenschaft zukommt.

Wird ein Inhaber einer Fahrschulbewilligung zum Fahrschulbesitzer an einem bestimmten
Standort, so kann oder muss er sich (je nach den gesetzlichen Voraussetzungen) eines
Fahrschulleiters als Vertreter bedienen. Ist bei den Vorschriften GUber den Betrieb der
Fahrschule vom ,Fahrschulbesitzer” die Rede, so tritt im Falle eines bestellten Fahr-
schulleiters dieser (weil er ja als Vertreter tatig ist) an die Stelle des Fahrschulbesitzers. Nur
dort, wo eine Differenzierung notwendig ist oder sich das aus dem Sinn der Bestimmung
ergibt, werden die Begriffe nebeneinander verwendet (z.B. im § 113 oder § 114 Abs. 2
zweiter Satz); ebenso, wenn behdérdliche Befugnisse sich auf die Uberprifung einer

konkreten Person beziehen (z.B. § 114 Abs. 7 erster Satz).

54. § 112 Abs. 1 — ,Inhaber der Fahrschulbewilligung® in der Bezeichnung der
Fahrschule:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es wird klargestellt, dass nur die Fahrzeuge, nicht aber die Rdume und Lehrbehelfe dem

Abs. 3 entsprechen mussen, da Abs. 3 nur von den Schulfahrzeugen spricht.

Weiters muss vor der Erteilung der Betriebsgenehmigung auch das fiir den Betrieb
erforderliche Lehrpersonal sichergestellt sein. Bei Erteilung der Fahrschulbewilligung (siehe
§ 110 Abs. 1) missen ja nur die Mittel fur die Lehrpersonen nachgewiesen werden.
Spatestens bei Erteilung der Betriebsgenehmigung muss das Lehrpersonal fur die Auf-

nahme der Lehrtatigkeit in der Fahrschule gesichert sein.



Bei der Bezeichnung der Fahrschule wird der Begriff ,Fahrschulbesitzer durch ,Inhaber der
Fahrschulbewilligung“ ersetzt, da der Fahrschulbesitzer sich in zahlreichen Fallen vom
Fahrschulleiter vertreten lassen kann oder muss. Durch die Anderung wird bloR klargestellt,
dass diese Vertretung nicht die Befugnis erfasst, in der Bezeichnung der Fahrschule den
Fahrschulleiter an Stelle des wirtschaftlich verantwortlichen Inhabers der

Fahrschulbewilligung zu fuhren.

55. § 112 Abs. 1a — Regelungen, wenn die Betriebsmittel von einer dafur errichteten
Gesellschaft angemietet werden:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Fir den Inhaber der Fahrschulbewilligung, der die fundierte Ausbildung von Kfz-Lenkern und

Lenkerinnen gewahrleisten soll, und dem im weiten Mal} die Vollziehung hoheitlicher
Aufgaben (als Beliehener oder in die Pflicht Genommener) obliegt, ist eine Sicherstellung
einer entsprechenden beruflichen Unabhangigkeit von anderen notwendig. Der Staat kann
somit Mallnahmen anordnen, die geeignet sind, eine Gefahr der Beeintrachtigung dieser
Unabhangigkeit und der damit verbundenen Objektivitat zu beseitigen oder zu verringern,
weil eine solche Beeintrachtigung geeignet ware, sich auf die Qualitat der Ausbildung, somit
auf die Verkehrssicherheit, und auf die Qualitat der fir die Behdrden zu erbringenden
Leistungen negativ auszuwirken. Vor allem Personen, die nicht Inhaber einer
Fahrschulbewilligung sind, haben keine Ausbildung, Erfahrung und Verantwortung, die
derjenigen von Bewilligungsinhabern entspricht; sie kbnnen auch nicht die gleichen
Garantien bieten.

Gelegentlich wird (meist aus steuerlichen Griinden) der Betrieb einer Fahrschule durch
Heranziehung einer Gesellschaft flir Personal- und Sachleihzwecke gesichert. Dabei besteht
aber die deutliche Gefahr, dass der Inhaber der Fahrschulbewilligung von einer solchen
Gesellschaft wirtschaftlich abhangig oder unter Druck gesetzt wird, da Lehrper-sonal und
Schulfahrzeuge die wesentlichsten Instrumentarien und das wesentliche Kapital (im
weitesten Wortsinn) des Fahrschulbetriebs darstellen. Die Gefahr der faktischen
wirtschaftlichen Beherrschung der Fahrschule durch eine derartige ,Fahrschulbe-
triebsgesellschaft* und die damit verbundene Gefahr fir die berufliche Unabhangigkeit des
Inhabers der Fahrschulbewilligung liegen dabei auf der Hand. Eine solche wirtschaftliche
Beherrschung durch andere kann leicht zum Einfluss Dritter auf die Art und Qualitat der
Ausbildung und der Erledigung der vielfaltigen Aufgaben fiihren.



Dass es in einer solchen Konstellation auch leicht zu ,Scheininhaberschaften®, wo nicht der
Besitzer der Fahrschulbewilligung sondern andere, tberdies dafir nicht geeignete Personen
den Betrieb fliihren, kommen kann, ist dabei zuséatzlich zu beachten.

Daher ist es zum Zwecke der Verfolgung der Ziele ,Verkehrssicherheit”, ,Wahrung der
ordnungsgemalen Rechtspflege® und ,Schutz von Dienstleistungsempfangern sachlich
gerechtfertigt und verhaltnismaRig, die Inanspruchnahme einer derartigen Gesellschaft von
dem Umstand abhangig zu machen, dass diese auch von Personen wirtschaftlich und
geschéftsfuhrend beherrscht wird, die die entsprechende Erfahrung, Ausbildung und
Verantwortung haben. Dieser Ansatz liegt durchaus im Rahmen der fir Beschrankungen bei
der Erwerbsausibung durch den VfGH (z.B. Slg 16.024, 13.184 oder 13.704) aufgestellten
Kriterien (im 6ffentlichen Interesse geboten, zur Zielerreichung geeignet und adaquat und
auch sonst sachlich gerechtfertigt), wobei bei bloRen Beschrankungen der Erwerbsfreiheit
dem Gesetzgeber ein groRerer rechtspolitischer Gestaltungsspielraum zusteht als bei
Erwerbsantrittsbeschrankungen (z.B. VfSIg 13.184). Diese Prufungskriterien entsprechen
auch der vom EuGH zur Niederlassungsfreiheit des Art. 49 AEUV (vormals Art. 43 EGV)
entwickelten Judikatur, die letztlich auch in der RL 2006/123/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 12. 12. 2006 Uber Dienstleistungen im Binnenmarkt (siehe
Kriterienkatalog des Art. 15 Abs. 3 der RL) Niederschlag gefunden hat.

Die Regelung berthrt freilich nur Gesellschaften (arg: ,daflr errichteten®), die extra fiir die
logistische bzw. personelle Ausstattung von Fahrschulen gegriindet wurden. Ubliche Kfz-
Leasinggesellschaften, die auch den Markt flir andere Kunden eréffnet haben, fallen

selbstverstandlich nicht unter diese Regelung.

56. § 112 Abs. 5 — Widerruf der Betriebsgenehmigung bei fehlenden Voraussetzungen:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Bisher konnten fehlende Voraussetzungen, die zu einer Versagung der Betriebsgeneh-

migung geflhrt hatten, wenn sie im laufenden Betrieb auftreten, nur tber die Frage der
Vertrauenswirdigkeit des Inhabers der Fahrschulbewilligung bzw. des Fahrschulleiters
beseitigt werden, was letztlich gemafl § 115 Abs. 2 lit. a in der Entziehung der Fahr-
schulbewilligung enden kénnte. Nunmehr soll es mdglich sein, in derartigen Fallen nach
Aufforderung zur Mangelbehebung die Betriebsgenehmigung zu widerrufen. Ruht der
Fahrschulbetrieb auf diese Weise mehr als sechs Monate, so ist gemal § 115 Abs. 1 die

Fahrschulbewilligung zu entziehen. Die Uberprifungsbefugnis ergibt sich aus § 114 Abs. 7.

57. § 113 — Neuregelung, insbes. Pflichten des Fahrschulbesitzers bzw. Leiters:



Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Zu Abs. 1:

Die neue Regelung halt daran fest, dass der Fahrschulbesitzer die Fahrschule selbst zu
leiten hat. Dies korreliert mit den Voraussetzungen des § 109 Abs. 1 lit. d fur die Erlangung
einer Fahrschulbewilligung.

Was den Pflichtenkatalog angeht, so wird klargestellt, dass samtliche Pflichten, die sich aus
kraftfahrrechtlichen Gesetzen und Verordnungen (also auch aus dem FSG und den darauf
gestutzten Verordnungen) ergeben, wahrzunehmen sind. In die beispielsweise Aufzahlung
dieser Pflichten wird auf Grund des hohen Stellenwertes auch die Erfullung der zahlreichen
ubertragenen Aufgaben aufgenommen.

Bezirksverwaltungsbehoérden leiten zum Teil aus der Judikatur des VwWGH (z.B. VWGH 23. 1.
1990, 89/11/0187; Erk. 26. 1. 1965, ZI. 715/64, Erk. Slg. Nr. 8863/A/1975), wonach ein
Fahrschulbesitzer mehr als die Halfte seiner Arbeitskraft der Fahrschule zu widmen hat, und
der derzeitigen Gesetzeslage, wonach die Leitungspflichten die ,hieflr notwendige
Anwesenheitsdauer in der Fahrschule® erfordern, ab, dass der Fahrschulbesitzer zumindest
20 Stunden personlich in der Fahrschule anwesend zu sein hat; dies auch gestitzt darauf,
dass dies fur den Vertreter, namlich den Fahrschulleiter, sogar ausdricklich gesetzlich
geregelt ist.

Eine derartige Anwesenheitsverpflichtung ist allerdings nicht mehr zeitgemal3, da sich
mittlerweile auch der Stand der Technik und die Formen der gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Kommunikation geandert haben, sodass sich verschiedene Leitungs-
pflichten auch von anderen Orten als vom Standort der Fahrschule aus erledigen lassen. So
kann man das gesamte EDV-System des Betriebes auf clouds auslagern und sich und den
Ubrigen Berechtigten von Uberall Zugriff auf die fir die Verwaltung notwendigen Daten
verschaffen. Die wirtschaftliche Gebarung erfolgt im Regelfall im elektronischen Weg. Die
Zeiten der Verwendung der Schulfahrzeuge (Unterrichtseinheiten) kann man durch GPS-
Aufzeichnungen dokumentieren und bedarf es z.B. fir die Kontrolle der tatsachlichen
praktischen Unterrichtsdauer keiner laufenden persénlichen Anwesenheit in der Fahrschule.
Daher stellt die neue Regelung nicht mehr zentral auf die persénliche Anwesenheitsdauer in
der Fahrschule ab; diese ist nur ein Instrumentarium, das fir die Leitung der Fahrschule
erforderlich ist.

Konsequenter Weise wird, da ein bestellter Fahrschulleiter den Fahrschulbesitzer in all
seinen Leitungsaufgaben vertritt, die Anwesenheitsdauer von mindestens 20 Wochen-
stunden auch beim Fahrschulleiter (siehe Abs. 3) gestrichen.

Zu Abs. 1a:



Dieser Abs. 1a entspricht hinsichtlich der Vertretungsmadglichkeiten bzw. -pflichten den
bisherigen Regelungen in Abs. 1 und erweitert diese auf alle sonstigen im Fahrschulbetrieb
anfallenden Tatigkeiten. Die Anderung der Wortgruppe ,hinsichtlich weiterer Standorte* im
bisherigen Abs. 1 auf ,hinsichtlich zusatzlicher Standorte” dient der Klarstellung, dass nicht
erst ab dem dritten Standort eine Vertretung durch den Fahrschulleiter mdglich ist (dort ist
sie ja zwingend geboten), sondern sich der Inhaber der Fahrschulbewilligung, der ja
jedenfalls einen Standort zu leiten hat, auch bereits an einem zusatzlichen Standort vertreten
lassen kann (aber nicht muss, weil er ja zwei Standorte selbst leiten darf).

Zusatzlich wird klargelegt, dass der Fahrschulbesitzer als Inhaber der Fahrschulbewilligung
und somit jener, der die Personal- und Sachmittel fir den gesamten Betrieb sicherzustellen
hat, jedenfalls fir die wirtschaftlichen Angelegenheiten verantwortlich bleibt; dies unabhangig
davon, dass freilich ein bestellter Fahrschulleiter die tagliche wirtschaftliche Gebarung der
Fahrschule zu fGhren hat.

Durch die ausdruckliche Aufnahme aller kraftfahrrechtlichen Pflichten (somit auch jener, die
sich aus dem FSG ergeben) und die ausdruckliche Nennung der Gbertragenen hoheitlichen
Aufgaben in Abs. 1 ist klargestellt, dass der bestellte Fahrschulleiter natlirlich auch die
ordnungsgemafle Abwicklung der Ubertragenen behdérdlichen Aufgaben sicherzustellen hat.
Zusatzlich wird die Regelung eingefiihrt, dass der Fahrschulbesitzer, der ja primar die
Verantwortung fir seinen Wirtschaftsbetrieb hat, das Vertretungsverhaltnis beenden muss,
wenn ihm zur Kenntnis gelangt, dass eine verlassliche Pflichterfullung durch den
Fahrschulleiter nicht mehr erfolgt; dies ist der Behorde mitzuteilen. Das bedeutet nicht, dass
eine Beendigung des Vertretungsverhaltnisses bei jedem einzelnen (kleinen) Fehler erfolgen
muss, sondern nur dann, wenn die Verlasslichkeit, also die Vertrauenswurdigkeit iSd § 109
Abs. 1 lit b nicht mehr gegeben ist. Die Initiative zum Tatigwerden bei mangelnder
Pflichterfullung durch den Fahrschulleiter soll also nicht mehr ausschlieRliche Angelegenheit
der Behorde bleiben.

Zu Abs. 1b:

Ist ein Fahrschulleiter bestellt, so soll dieser hinsichtlich der verwaltungsstrafrechtlichen
Verantwortung bei Missachtung gesetzlicher oder verordnungsmafRig auferlegter Pflichten an
die Stelle des Fahrschulbesitzers treten. Die bisherige Textierung in Abs. 1 lasst offen, ob
nicht daneben eine verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung des Fahrschulbesitzers
weiterbesteht.

Durch diese Klarstellung der verwaltungsstrafrechtlichen Verantwortung entfallen fir den
Fahrschulbesitzer freilich nicht die sonstigen verwaltungsrechtlichen Konsequenzen, die der
Gesetzgeber fur seine Person als Inhaber der Fahrschulbewilligung vorsieht (z.B. § 36 Abs.
5 FSG).

Zu Abs. 2:



Hier (Z 2) wird ein neuer Tatbestand eingeflihrt, wonach langer als sechswéchige Ab-
wesenheiten des Fahrschulbesitzers, die von ihm zu vertreten sind, mdglich sind. Allerdings
bedarf die Bewilligung der Verwendung eines Fahrschulleiters in diesem Fall einer
besonderen Priifung durch die Bezirksverwaltungsbehdrde, um sicherzustellen, dass tber
die Regel zur verpflichtenden Leiterbestellung bei mehr als sechs Wochen Abwesenheit
keine Scheininhaberschaft konstruiert werden kann und der Inhaber der Fahr-
schulbewilligung Uberhaupt keine Fahrschule mehr leitet. Die von der Behdrde zu be-
achtenden Kriterien bei der diesbezuglichen Bewilligung zur Verwendung eines Fahr-
schulleiters sind in Abs. 4 geregelt.

Zu Abs. 3:

Dieser Absatz entspricht der bisherigen Rechtslage mit der Maligabe, dass die Min-
destanwesenheitsdauer von 20 Wochenstunden gestrichen wurde. Zu den diesbezlglichen
Erwagungen siehe die Erlduterungen zu Abs. 1.

Zu Abs. 3a:

Damit der Umfang der Pflichten des Fahrschulleiters, abgesehen von jenen, die sich ohnehin
aus Abs. 1 ergeben, und dessen Rechte klar ersichtlich sind, ist die Vertretung des
Fahrschulbesitzers durch den Fahrschulleiter durch schriftlichen Vertrag zu regeln. Dabei ist
die Frage, ob der Fahrschulleiter selbstandig oder unselbstandig tatig wird, nicht im KFG zu
beantworten. Ob es sich um eine selbstandige oder unselbstandige Tatigkeit handelt, ist im
Einzelfall zu beurteilen und richtet sich eben nach dem Inhalt des jeweiligen Vertrages; die
Abgrenzung ist freilich schwierig (siehe dazu VwWGH 20. 1. 2016, 2012/13/0059 oder 28. 5.
2015, 2013/15/0162) und ist eine Frage des Steuer- bzw. Sozialversicherungsrechts und
durch die dafur zustandigen Behorden zu beurteilen. Jedenfalls sind in diesem Vertrag die
Rahmenbedingungen fur die wirtschaftliche Gebarung festzulegen; darunter sind
beispielsweise der finanzielle und sachliche Ermachtigungsrahmen fr
Sachguteranschaffungen, die Bestimmung der zu verwendenden Geschéaftskonten oder der
Befugnisrahmen fir Personalaufnahmen bzw. -kiindigungen zu verstehen. Der Vertrag muss
jedenfalls so gestaltet werden, dass der Fahrschulleiter seiner Vertretungsbefugnis
eigenverantwortlich nachkommen kann (Vermeidung von ,Scheinleiterschaften®).

Zu Abs. 4:

Hier erfolgt lediglich eine Anpassung an die Neunummerierung der Absatze in diesem
Paragrafen und die ausdrtickliche Anfiihrung der in § 111 Abs. 1 genannten Méglichkeiten
zur Leiterbestellung fiir zusatzliche Standorte. Weiters wird ein neues Prifungskriterium fir
eine langer als sechswdchige freiwillige Abwesenheit eingefuhrt:

Grundsatzlich muss es mdglich sein, auch als Inhaber einer Fahrschulbewilligung das eine
oder andere Mal mehr als sechs Wochen freiwillig abwesend zu sein, z.B. fur die

Durchfuhrung einer Weltreise oder die Wahrnehmung besonderer familiarer Verpflich-



tungen. Ist aber zu erwarten, dass sich der Fahrschulbesitzer der Verpflichtung zur per-

sonlichen Leitung Uberhaupt entziehen will, so hat die Behérde die Bewilligung zu versagen.

58. § 114 Abs. 1 — redaktionelle Anpassung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Die bisherige Regelung, wonach der Fahrschulbesitzer fiir sich und sein Lehrpersonal bei

der Behdrde um Ausstellung von Fahrlehrerausweisen ansuchen muss, kann entfallen. In
Zukunft werden die Ausweise nicht mehr fur Fahrschulen ausgestellt, sondern nach
bestandener Lehrbefahigungsprifung wird die Herstellung des Fahrlehrausweises fur die
jeweiligen Personen beauftragt.

Die Regelung des bisherigen letzten Satzes, wonach dem Ausweis zu entnehmen sein
muss, fir welche Klassen von Fahrzeugen Unterricht erteilt werden darf, wird in den neuen
§ 117 Abs. 2 verschoben.

59. § 114 Abs. 1a - Entfall:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Da in Zukunft jede in der Fahrschule beschéaftigte Lehrperson einen eigenen Ausweis erhalt,

erlbrigt sich die Regelung des § 114 Abs. 1a, wonach es auch maoglich ist, nur einen
Ausweis fur Lehrpersonal, das in mehreren Fahrschulstandorten desselben Inhabers tatig ist,

auszustellen, und dieser Absatz kann entfallen.

60. § 114 Abs. 2 — schriftlicher Ausbildungsvertrag:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024
Ubergangsbestimmung: § 132 Abs. 36 Z 1:

1. § 114 Abs. 2 gilt nicht fiir Ausbildungen, die bereits vor dem 1. Jdnner 2024 begonnen worden sind; ein
schriftlicher Ausbildungsvertrag kann aber auch in diesen Féllen abgeschlossen werden.

Bemerkungen:
Diese Bestimmung erhalt einen anderen Inhalt.

Die bisherige Regelung betreffend das Mitfihren des Ausweises und das Aushandigen zu
Kontrollzwecken wird in den § 117 Abs. 3 verschoben.

Da der Fahrlehrausweis kiinftig nicht an eine Tatigkeit in einer bestimmten Fahrschule
gebunden ist, muss dieser bei Beendigung der Tatigkeit in der Fahrschule nicht abgegeben

werden. Die bisherigen Bestimmungen tber die Riickgabe des Ausweises kénnen daher



entfallen bzw. werden im Hinblick auf die Ablieferungsverpflichtung an die Behérde im Fall,
dass jemand die Berechtigung zum Erteilen von praktischem Unterricht verliert, in den neuen
§ 117 Abs. 3 verschoben.

Der neue Inhalt des Abs. 2 betrifft die ausdriickliche Festlegung, dass mit jeder auszu-
bildenden Person ein schriftlicher Ausbildungsvertrag abzuschlief3en ist.

Hinkunftig sind die Ausbildungsvertrage schriftlich auszufertigen und im Vertretungsfall auch
dem Fahrschulbesitzer zu Gbermitteln. Dies dient einerseits dem Schutz der Kunden, weil
Klarheit dariber herrscht, welche Leistungen der Fahrschule zu welchem Preis erbracht
werden mussen. Andererseits erhalt der Fahrschulbesitzer dadurch Kenntnis Gber die Anzahl
der Kunden und den jeweiligen Ausbildungsumfang, was fir die Beurteilung der

wirtschaftlichen Lage des Unternehmens essentiell ist.

61. § 114 Abs. 3 — redaktionelle Anpassung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Das Wort ,Fahrschulbesitzer wird durch ,Inhaber der Fahrschulbewilligung® ersetzt, um

klarzustellen, dass eine Vertretung des Fahrschulbesitzers durch den Fahrschulleiter nicht
dazu fuhrt, dass auch der Namen des Fahrschulbesitzers durch jenen des Fahrschulleiters

ersetzt werden kann. Siehe auch die Erlauterung zu § 112 Abs. 1.

62. § 114 Abs. 7 — Erweiterung der Kontrolle auf § 112 Abs. 1a:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen: )
In die Uberwachungs- bzw. Uberprifungsbefugnisse wurde auch die Kontrolle der Ein-

haltung der in § 112 Abs. 1a geregelten Voraussetzungen betreffend die Inanspruchnahme
verschiedener ,Fahrschulbetriebsgesellschaften aufgenommen.

In jenen Fallen, in denen es sich in diesem Absatz um Pflichten des Fahrschulbesitzers
handelt, wird er im Falle eines bestellten Fahrschulleiters von diesem vertreten (§ 113 Abs.
1a und 1b). Die Wortfolge ,oder (der) Fahrschulleiter* kann daher im zweiten und dritten Satz

jeweils entfallen. Siehe auch die Erlauterung zu § 111 Abs. 1.

63. § 114 Abs. 8 - Abfragen im Fuhrerscheinregister fiir Fahrschulinspektion:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -



Bemerkungen:
Es wird eine datenschutzrechtlich saubere Regelung fir die Abfragen aus dem Fihrer-

scheinregister fur die Behorden, die zur Durchfiihrung der Fahrschulinspektion zustandig
sind, vorgenommen. Damit stellt diese Regelung eine eindeutige Rechtsgrundlage fir die
Anbindung der Magistrate an das Fuhrerscheinregister dar und beschrankt zugleich den
Zweck der Anfragen dieser Behdrden auf die Angelegenheiten der Fahrschulinspektion.
Zwar kénnte man eine solche aus § 16 Abs. 3 Z 1 FSG auch ableiten, diese ist jedoch nur
allgemeiner Natur und Iasst einiges an zusatzlichem Erklarungs- und Argumentationsbedarf
offen. Somit wird mit dieser Regelung klargestellt, dass die Anbindung der Behdérden
(insbesondere der Magistrate) an das Fuhrerscheinregister an sich rechtmaRig ist, eine
Nutzung dieser Abfrageberechtigung seitens der Behdrden aber nur fur die exakt definierten

Zwecke erfolgen darf.

64. § 114a Abs. 1 — redaktionelle Anpassung in der Fahrschuldatenbank:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Die Erteilung und der Widerruf der Betriebsgenehmigung werden ausdrticklich in die

Aufzahlung der Verfahren aufgenommen.

65. § 114b Abs. 1 Z 1 lit. a — redaktionelle Anpassung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung:
Bemerkungen:
Da im Gesetz nur noch die Begriffe ,Inhaber der Fahrschulbewilligung® und ,,Fahrschul-

besitzer® verwendet werden, erfolgt in Abs. 1 Z 1 lita und in Abs. 6 Z 1 jeweils eine Be-

griffsanpassung.

66. § 114b Abs. 1 Z 1 lit. f — redaktionelle Anpassung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an den neuen § 116 betreffend Lehrpersonal.

67. § 114b Abs. 1 Z 3 — redaktionelle Anpassung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024



Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Auch hier erfolgt eine redaktionelle Anpassung. Der Klammerausdruck muss richtig ,§ 116*

lauten. Weiters werden auch die Fahrlehrassistenten ausdriicklich erwahnt.

68. § 114b Abs. 1 Z 3a — Speicherung eines Lichtbildes:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es wird die Grundlage geschaffen, dass fur die Herstellung des Fahrlehrausweises auch ein

Lichtbild des jeweils betroffenen Lehrpersonals gespeichert werden darf. Die Speicherung
des Lichtbildes ist aber nur erforderlich, wenn nicht auf ein im Fuhrerscheinregister
gespeichertes Lichtbild der betreffenden Person zurtickgegriffen werden kann, Gleichzeitig
wird die Bezirksverwaltungsbehdrde ermachtigt, auf die im Flhrerscheinregister
gespeicherten Lichtbilder der Personen, die einen Fahrlehrausweis beantragen, zuzugreifen

und diese zu verwenden.

69. § 114b Abs. 1a — Eintragung der absolvierten Ausbildungsteile des Lehrpersonals:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
In der Bestimmung Uber die Fahrschuldatenbank wird ausdricklich festgelegt, dass die

absolvierten Ausbildungsteile und auch die Weiterbildungen des Lehrpersonals von den
jeweils durchflinrenden Stellen in der Datenbank bei den betreffenden Personen einzu-

tragen sind.

70. § 114b Abs. 6 Z 1 - redaktionelle Anpassung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Z 65.

71. § 115 Abs. 2 lit. b und

72. § 115 Abs. 2 lit. ¢ — redaktionelle Anpasssung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -



Bemerkungen: )
Die in Abs. 2 lit b und ¢ vorgenommenen Anderungen dienen zum einen der Behebung eines

bereits bestehenden Redaktionsversehens, zum anderen der Anpassung an die

Neugestaltung des § 113.

73. § 115 Abs. 4 — Erweiterung der Sanktionsmaoglichkeiten:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Die Sanktionsmdglichkeiten bei Misssténden oder Verfehlungen werden erweitert. Es soll die

Méglichkeit geschaffen werden, bestimmte Personen von dieser Tatigkeit auszuschliel3en

bzw. die Durchfuhrung der Ausbildung an bestimmten Standorten zu untersagen.

74. § 116 — Neuregelung der Ausbildung des Lehrpersonals:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: § 132 Abs. 36 Z 2:

2. Lehrpersonal, das die Ausbildung bereits vor dem 1. Janner 2024 begonnen hat, darf die Ausbildung nach
den bisherigen Vorschriften bis ldngstens 30. Juni 2024 absolvieren; ein Umstieg auf das neue System ist
zuldssig, wobei bereits absolvierte Teile anzurechnen sind und nicht wiederholt werden miissen.

Bemerkungen:

§ 116 wird neu gefasst und enthalt die Bestimmungen betreffend das Lehrpersonal. Die

Berechtigung, an einer Fahrschule praktischen Unterricht zu erteilen, wird nunmehr als
Fahrlehrberechtigung bezeichnet. Bei den Anforderungen zur Erlangung einer solchen
Berechtigung wird nur die Ausbildung geandert und in Abs. 2 werden die einzelnen Module
dieser Ausbildung detailliert festgelegt, wobei das genaue zeitliche Ausmal} der einzelnen
Ausbildungsmodule durch Verordnung in der KDV festgelegt wird.

Neu ist die Ablegung einer theoretischen multiple Choice-Prifung als Zwischenschritt. Das
Bestehen dieser Priufung ermoglicht dann die Absolvierung der Praxis Il in einer Fahrschule
als Fahrlehrassistent, wobei auch schon praktischer Unterricht erteilt werden darf.

Die derzeit in verschiedenen Rechtsvorschriften vorgesehenen Zusatzqualifikationen fur
Fahrlehrpersonal, wie zB fur die Perfektionsfahrten im Rahmen der Mehrphasenausbildung
oder die Perfektionsschulung im Rahmen der Ausbildung fir die vorgezogene
Lenkberechtigung fir die Klasse B oder Risikokompetenz fir die Klasse A, sollen in Zukunft
in der Abschlussausbildung zusammengefasst werden.

Die Berechtigung, an einer Fahrschule theoretischen Unterricht zu erteilen, wird nunmehr als
Fahrschullehrberechtigung bezeichnet (Abs. 3). Diese baut auf den Modulen der
Fahrlehrausbildung auf und das entsprechende Ausbildungsmodul kann nach der

Abschlussausbildung flr die Fahrlehrberechtigung absolviert werden, wenn die Zusatz-



anforderungen, Reifeprifungszeugnis oder bereits zwei Jahre lang praktischen Unterricht in
einer Fahrschule erteilt, gegeben sind. Die Praxiszeit als Alternative zur Matura soll von flnf
auf zwei Jahre verklrzt werden, um einen schnelleren Zugang zur Fahr-
schullehrberechtigung zu ermdéglichen. Durch die Klrzung der nachzuweisenden Pra-
xisjahre wird ein schnellerer Aufstieg von der Fahrlehr- zur Fahrschullehrberechtigung
ermdglicht. Die Erteilung von praktischem Unterricht ist bereits als Fahrlehrassistent moéglich.
Nach Abschluss der Ausbildungen kann dann die Lehrbefahigungsprifung gemaf § 118
abgelegt werden.

In Abs. 4 wird die bisherige Regelung des § 116 Abs. 1 letzter Satz betreffend die Be-
ricksichtigung von in anderen EWR-Vertragsstaaten erworbenen Ausbildungen und
Befahigungen ibernommen.

Abs. 5 entspricht der bisherigen Regelung des § 116 Abs. 6 betreffend die Erteilung einer
Lehrberechtigung aufgrund einer Lehrberechtigung als Heeresfahrlehrer bzw.
Heeresfahrschullehrer.

Abs. 6 Ubernimmt die bisherige Regelung des § 116 Abs. 1 zweiter Satz hinsichtlich des
Umfanges der jeweiligen Berechtigungen.

Abs. 7 entspricht der bisherigen Regelung des § 116 Abs. 2 hinsichtlich der erforderlichen
Fahrpraxis bei Ausdehnung der Berechtigung auf weitere Klassen und es erfolgt ein Verweis
auf Abs. 2 hinsichtlich der zu absolvierenden Ausbildungsmodule, wobei Modul 4
(erfolgreiche Ablegung einer theoretischen multiple Choice Prifung) bei Ausdehnungen nicht
erforderlich ist.

Abs. 8 enthalt die Zustandigkeitsregelung. Die bisherige Regelung des § 116 Abs. 2a mit der
AnknUpfung an den Hauptwohnsitz und Delegierungsmaoglichkeit an den Ort der Ausbildung
wird aufgegeben. Wie schon im Fihrerscheinbereich soll sich die Behérdenzustandigkeit
nach dem Sitz der besuchten Ausbildungsstatte richten. Diese wiederum ist frei wahlbar.
Weiters wird vorgesehen, dass der Antrag bei einer Fahrschule oder Ausbildungsstatte
eingebracht werden kann und diese Stelle den Antrag in der Fahrschuldatenbank zu
erfassen und der Behdrde zu ubermitteln hat. Die Behorde hat das Vorliegen der Vo-
raussetzungen des § 109 Abs. 1 lit. b (Vertrauenswirdigkeit) und g (Besitz der erforder-
lichen Lenkberechtigung und Fahrpraxis) jedenfalls vor der theoretischen Prifung geman
Abs. 2 Z 4 zu Uberpriifen.

In Abs. 9 wird eine verbindliche regelmafige Weiterbildung in ermachtigten Ausbil-
dungsstatten oder beim Fachverband der Fahrschulen und des allgemeinen Verkehrs flr das
Lehrpersonal im Ausmal} von 16 Unterrichtseinheiten in vier Jahren vorgeschrieben. Der
Inhalt dieser Weiterbildung wird durch Verordnung in der KDV festgelegt.

Abs. 10 entspricht der bisherigen Regelung des § 116 Abs. 5 betreffend Entziehung der
Lehrberechtigung.



Abs. 11 entspricht der bisherigen Regelung des§ 116 Abs. 6a betreffend Erméachtigung von
Ausbildungsstatten durch den Landeshauptmann.

Abs. 12 Ubernimmt einerseits die bisherige Verordnungsermachtigung des § 116 Abs. 7 und
erweitert diese um die nunmehr neuen Punkte, wie Inhalt und Ausmalf der Aus- und
Weiterbildung des Lehrpersonals, die in Abs. 2 Z 4 angefuhrte Prufung und den dafur zu
erstattenden Kostenbeitrag sowie die Anforderungen an den Fahrlehr-Coach (Abs. 2 Z 5).
Die bisherige Bestimmung des § 116 Abs. 7 Uber die Moglichkeit zur Errichtung einer

zentralen Ausbildungsstatte kann entfallen.

75. § 117 — Neuregelung Fahrlehrausweis:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024
Ubergangsbestimmung: § 132 Abs. 36 Z 5:

5. Bereits vor dem 1. Janner 2024 ausgestellte Fahrlehrerausweise bleiben weiter giiltig und gelten als
Fahrlehrausweise im Sinne des § 117; betroffene Personen kdnnen bei der Bezirksverwaltungsbehorde
jederzeit die Ausstellung eines Fahrlehrausweises gemaf3 § 117 beantragen; in diesen Féllen ist der
bisherige Ausweis abzugeben.

Bemerkungen:

§ 117 wird neu gefasst und enthalt nunmehr die Bestimmungen betreffend den Fahr-

lehrausweis. Dieser soll in Zukunft als Scheckkartenausweis direkt fur die jeweiligen
Personen ausgestellt werden und nicht mehr wie bisher fur den Fahrschulinhaber.

In Abs. 3 wird die bisherige Regelung des § 114 Abs. 2 betreffend das Mitfihren des
Ausweises und das Aushandigen zu Kontrollzwecken Ubernommen.

Weiters wird auch die bisher in § 114 Abs. 2 geregelte Ablieferungsverpflichtung an die
Behdrde im Falle, dass jemand die Berechtigung zum Erteilen von praktischem Unterricht
verliert, in den neuen § 117 Abs. 3 Ubernommen.

In Abs. 4 wird eine Verordnungsermachtigung zur Festlegung von Form und Inhalt des

Fahrlehrausweises sowie des zu entrichtenden Kostenersatzes geschaffen.

76. § 118 — Neuregelung Lehrbefahigungsprifung:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024
Ubergangsbestimmung: § 132 Abs. 36 Z 3 und 4:

3. Die Bestimmung des § 118 Abs. 4 hinsichtlich der Ausdehnung bestehender Berechtigungen gilt auch fiir

bereits erteilte Berechtigungen.

4. Auf Antrag hat die Bezirksverwaltungsbehorde Personen, die nach den bisher geltenden Vorschriften eine
Fahrschullehrberechtigung besitzen, die nicht fiir alle Klassen gilt, fiir die sie auch eine
Fahrlehrberechtigung besitzen, die Fahrschullehrberechtigung fiir diese Klassen ohne Ausbildung
und Priifung zu erteilen und die Ausstellung des Fahrlehrausweises zu veranlassen.

Bemerkungen:

§ 118 betreffend die Lehrbefahigungsprifung fiir das Lehrpersonal erfahrt einige Ande-

rungen und wird daher zur Ganze neu gefasst.



Die bisherigen Abs. 3 und 4 des § 116 betreffend Einholung eines Gutachtens durch
Sachverstandige vor Erteilung der Berechtigung und Vorgangsweise bei Ausdehnung einer
bereits erteilten Berechtigung auf weitere Klassen werden als Abs. 1 und — mit Anderungen —
als Abs. 4 in § 118 eingefligt, da diese Thematik inhaltlich zu § 118 gehdrt.

Abs. 2 entspricht dem bisherigen § 118 Abs. 1. Es entfallt aber die Regelung betreffend die
Mdglichkeit eines Erganzungsgutachten, da das nicht mehr als erforderlich erachtet wird.
Abs. 3 entspricht dem bisherigen § 118 Abs. 2 mit einer wesentlichen Anderung. Zur
Vereinfachung und um die Behérden und die Sachverstandigen zu entlasten, entfallt der
bisherige zusatzliche schriftliche Teil der theoretischen Lehrbeféahigungsprufung zur
Erlangung einer Fahrschullehrberechtigung.

Es ist somit in beiden Fallen der theoretische Teil nur als mundliche Prufung abzulegen,
wobei fir die Fahrschullehrberechtigung zusatzlich auch noch — wie bisher — ein Vortrag
Uber ein im Fahrschulunterricht in Betracht kommendes Thema erforderlich ist.

Im neuen § 118 Abs. 4 wird eine ausdrickliche Lésung fur zwei Falle der Ausdehnung
aufgenommen:

Einerseits wird klargestellt, dass im Falle einer Ausdehnung einer Fahrlehrberechtigung auf
eine Fahrschullehrberechtigung derselben Klasse nur der Vortrag Gber ein im Fahr-
schulunterricht in Betracht kommendes Thema, sofern dieser nicht bereits einmal gehalten
worden ist, erforderlich ist, weil die Kenntnisse schon im Zuge der seinerzeitigen
Lehrbefahigungsprifung nachgewiesen worden sind.

Im Falle einer Ausdehnung einer Fahrschullehrberechtigung auf weitere Klassen ist ein
neuerlicher Vortrag nicht erforderlich, weil die Befahigung zum Vortrag schon im Rahmen der
seinerzeitigen Lehrbefahigungsprifung unter Beweis gestellt worden ist.

Diese Vereinfachungen bei Ausdehnungen sollen aufgrund der Ubergangsbestimmung des
§ 132 Abs. 36 Z 3 und 4 auch fir bereits erteilte Fahlehr- und Fahrschullehrberechtigungen
gelten.

In der Praxis bedeutet das, dass eine Person mit Fahrlehrberechtigung fir mehrere Klassen
bei Ausdehnung auf eine Fahrschullehrberechtigung nur einmal einen Vortrag tber ein im
Fahrschulunterricht in Betracht kommendes Thema halten muss und dieser Vortrag bei
Ausdehnung auf weitere Klassen jeweils angerechnet wird.

Abs. 5 entspricht dem bisherigen § 118 Abs. 3.

Abs. 6 entspricht dem bisherigen § 118 Abs. 4 und es wird erganzt, dass mit Bestehen der
Lehrbefahigungsprifung die Fahrlehr oder Fahrschullehrberechtigung als erteilt gilt und die
dariber ausgestellte Bestatigung den Ausweis flr die Dauer von vier Wochen ersetzt
(vorlaufiger Ausweis). Dadurch wird es den betroffenen Personen ermdglicht, die Tatigkeit in
der Fahrschule sofort aufzunehmen.

Abs. 7 entspricht dem bisherigen § 118 Abs. 5.



77. § 119 Abs. 5 — Sonderregelung fiir berufsbildende Schulen und land- und
forstwirtschaftliche Lehranstalten:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 1. Janner 2024

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Einerseits handelt sich nur um eine redaktionelle Anpassung der Verweise, andererseits wird

klargestellt, dass ein Leiter fur die Ausbildung von Fahrschilern auch fur mehrere Anstalten
bestellt werden kann und die in § 111 Abs. 1 vorgesehene Beschrankung (Leitung von nur

zwei Standorten, sofern diese nicht mehr als 50 km voneinander entfernt sind) in derartigen
Fallen nicht anwendbar ist. Das erscheint gerechtfertigt, da diese Anstalten an bestehende

Schulstandorte gebunden sind und nicht mit erwerbswirtschaftlich gefihrten Fahrschulen

vergleichbar sind.

78. § 122 Abs. 5 — Fahrtenprotokoll verbleibt in der Fahrschule:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Mai 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen: i
Das Uber die einzelnen Ubungsfahrten zu filhrende Fahrtenprotokoll soll in Zukunft nicht

mehr der Behoérde Ubermittelt werden, sondern fiir die Dauer von drei Jahren in der
Fahrschule aufbewahrt werden. Die Fahrschule Uberprift das Fahrtenprotokoll auf Voll-
standigkeit und Plausibilitdt und kann dann den Nachweis Uber die Absolvierung der
erforderlichen Ausbildung gemaf § 10 Abs. 2 FSG ausstellen.

79. § 123 Abs. 2a — Kontrolle von Sondertransporten durch Organe der ASFINAG:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 1. Mai 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Es sollen Kontrollen von Sondertransporten und insbesondere Verwiegungen dieser

Transporte direkt durch besonders geschulte Organe der Asfinag ermdglicht werden. Derzeit
kénnen solche Kontrollen nur gemeinsam mit Organen der Bundespolizei durchgefihrt
werden, die die Fahrzeuge zum Zwecke der Kontrolle anhalten bzw. ausleiten und
gegebenenfalls die MalRnahmen, die fur die Einleitung oder Durchflihrung von

Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind, zu treffen haben.



Das soll nunmehr von besonders geschulten Organen der Asfinag, sog. Organen der
Sondertransportkontrolle, auch ohne Beiziehung von Organen der Bundespolizei durch-

gefuhrt werden durfen.

80. § 125 Abs. 4 — Anforderung an Sachverstandige gem. § 125:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
In einigen Landern wird es zusehends schwieriger entsprechend qualifizierte Personen zu

Sachverstandigen gemaf § 125 KFG bestellen zu kénnen. Insbesondere fur HTL-
Absolventen bieten sich in der Privatwirtschaft viele Mdglichkeiten.

Daher wird der Kreis der potentiellen § 125 —Sachverstandigen erweitert und auf Personen
mit Meisterprifung im Kraftfahrzeugtechnikerhandwerk, die eine Reifeprifung oder
Berufsreifeprifung erfolgreich bestanden haben, ausgedehnt.

Zusatzlich wird vorgesehen, dass der Landeshauptmann feststellen muss, dass die er-
forderliche fachliche Befahigung fir die Tatigkeit als Sachverstandiger geman § 125 KFG

gegeben ist.

81. § 131b Abs. 3 Z 2 — Erweiterung des Kreises der Mitglieder des Beirates fiir
historische Fahrzeuge:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Einerseits erfolgt die Aufzahlung nach Literae. Der bisher erste Punkt, ein Vertreter des

Bundesministeriums far Umwelt, Jugend und Familie, kann entfallen, da der Umweltbereich
in das BMK eingegliedert worden ist.

Andererseits werden auch Vertreter von Vereinigungen, die sich die Wahrnehmung der
Belange der in die Gerichtssachverstandigen- und Gerichtsdolmetscherliste (§ 2 Abs. 1
SDG) im Fachgebiet 17.47 — Historische Fahrzeuge (Oldtimer) eingetragenen Sachver-
standigen zur Aufgabe machen, aufgenommen.

Es kommen hier mit dem Hauptverband der Gerichts-SV und der KFZ-SV-Union nur zwei
Vereinigungen in Frage, die dieser Formulierung entsprechen.

Durch die Einbeziehung dieser Verbande der gerichtlich beeideten Sachverstandigen
werden einschlagig tatige Personen aufgenommen, die die Arbeit des Beirates mit ihrer

Fachexpertise weiter unterstiitzen konnen.

82. § 132 Abs. 35 und 36 - Ubergangsbestimmungen:



Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Bemerkungen:
Die Ubergangsregelungen wurden bei den jeweils zutreffenden Punkten behandelt

83. § 134 Abs. 1 erster Satz - Handelsabkommen EU - UK:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: ---
Bemerkungen:
Siehe zu Z 33.

84. § 134 Abs. 1a — Handelsabkommen EU — UK; EuGH-Erkenntnis:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: ---
Bemerkungen:
Siehe zu Z 33.

Weiters wird in § 134 Abs. 1a das EuGH Urteil C-906/19 bertcksichtigt. Darin kommt zum
Ausdruck, dass gemaf Art. 19 Abs. 2 der EG-VO 561/2006 die Ubertretungen der EWG-VO
3821/85 (jetzt EU-VO 165/2014) nur von dem Mitgliedstaat bestraft werden kénnen, in dem
die Ubertretungen auch tatsachlich begangen worden sind (siehe insbesondere Randzahl
41, 45 und 47).

Daher muss die Regelung in § 134 Abs. 1a angepasst werden, die eine Strafbarkeit auch
dann ermdglicht hat, wenn die Ubertretung nicht im Inland, sondern auf einer Fahrstrecke
innerhalb des Geltungsbereiches dieser Bestimmungen begangen worden ist.

Den Ausflhrungen des EuGH im Urteil C-906/19 zu Folge ist das nur im Hinblick auf
Ubertretungen der Verordnung 561/2006 (Lenk- und Ruhezeiten) zuldssig, nicht aber auch
im Hinblick auf Ubertretungen der Verordnung Nr. 3821/85 (nunmehr Nr. 165/2014)
hinsichtlich der Fahrtenschreiberhandhabung.

In den RZ 41, 45 und 47 wird wie folgt ausgefuhrt:

+41 Es ist eingangs festzustellen, dass Art. 19 Abs. 2 der Verordnung Nr. 561/2006 gemaf
seinem unzweideutigen Wortlaut vorsieht, dass ein Mitgliedstaat die zustandigen Behorden
nur bei einem Verstol3 ,gegen diese Verordnung“ ermachtigt, gegen ein Unternehmen
und/oder einen Fahrer bei einem in seinem Hoheitsgebiet festgestellten Verstol} eine
Sanktion zu verhangen, sofern hiefur noch keine Sanktion verhangt wurde, und zwar selbst
dann, wenn der Verstol3 im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats oder eines Drittstaats
begangen wurde. Die Verwendung von ,gegen diese Verordnung“ macht somit ganz
deutlich, dass diese Bestimmung nur die VerstoRe gegen die Verordnung Nr. 561/2006 und

nicht diejenigen gegen die Verordnung Nr. 3821/85 erfasst.”



-45 Daraus folgt, dass beim derzeitigen Stand des Unionsrechts die zustandigen Behdrden
eines Mitgliedstaats bei VerstéRen gegen die Verordnung Nr. 3821/85, die im Staatsgebiet
dieses Mitgliedstaats festgestellt werden, aber im Staatsgebiet eines anderen Mitgliedstaats
begangen worden sind, keine Sanktionen verhangen dirfen. Soweit dieser Aspekt der
geltenden Unionsregelung nachteilige Auswirkungen auf die Sicherheit im Strallenverkehr
haben kann, ist es Sache des Unionsgesetzgebers, eine mdgliche Anderung zu beschlieRen
(vgl. entsprechend Urteil vom 18. Januar 2001, Skills Motor Coaches u. a., C-297/99,
EU:C:2001:37, Rn. 34).°

,47 Folglich ist auf die erste Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 19 Abs. 2 der Verordnung
Nr. 561/2006 dahin auszulegen ist, dass er es den zustandigen Behdérden eines
Mitgliedstaats verwehrt, gegen den Fahrer eines Fahrzeugs oder ein Transportunternehmen
wegen eines im Staatsgebiet eines anderen Mitgliedstaats oder eines Drittstaats
begangenen, aber in seinem Staatsgebiet festgestellten VerstoRes gegen die Verordnung

Nr. 3821/85 eine Sanktion zu verhangen, sofern hiefliir noch keine Sanktion verhangt wurde.*

85. § 134 Abs. 1b - Handelsabkommen EU - UK:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Z 33.

86. § 134 Abs. 1c und 1d — Hersteller-Strafbestimmungen; Anhebung des
Strafrahmens:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung:
Bemerkungen:
In Abs. 1c wird einerseits auch die Nichtbeachtung der sog. e-PTI-Verordnung, der

Durchfihrungsverordnung (EU) 2019/621 der Kommission vom 17. April 2019 Uber die fur
die technische Uberwachung in Bezug auf die zu priifenden Positionen, erforderlichen
technischen Angaben sowie zur Anwendung der empfohlenen Prifmethoden und zur
Festlegung detaillierter Regelungen hinsichtlich des Datenformats und der Verfahren fur den
Zugang zu den einschlagigen technischen Angaben, als Herstellerpflicht unter Strafsanktion
gestellt.

In Abs. 1d wird lediglich der Verweis auf die aktuelle Verordnung (EU) 2020/740 Gber die
Kennzeichnung von Reifen in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und andere Parameter

angepasst.



In beiden Absatzen wird der Strafrahmen an den aktuellen Strafrahmen des Abs. 1

angepasst und von 5 000 Euro auf 10 000 Euro angehoben.

87. § 134 Abs. 3c — Anhebung der Geldstrafe fiir ,,HandyverstoR“ und
88. § 134 Abs. 3d - Anhebung der Geldstrafe fiir ,,Gurt/Helm-VerstoR*:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt

Inkrafttreten: mit 1. Mai 2023

Bemerkungen:

Die Landesverkehrsreferentenkonferenz hat sich im Jahr 2021 fir eine Anhebung der

gesetzlich festgesetzten Strafbetrage bei Verstoll gegen das sog. Handyverbot bzw. Verstol}
gegen die Gurt- oder Helmpflicht ausgesprochen.

Daher werden die mit Organstrafverfiigung einzuhebenden Betrage von 50 Euro auf 100
Euro (Handyverstof3) bzw. von 35 Euro auf 50 Euro (Gurt/Helm) angehoben.

Sollte es zu einer Anzeige an die Behérde kommen, so wird die von der Behdrde zu
verhangende Geldstrafe von 72 Euro auf 140 Euro (Handyverbot) bzw. von 72 Euro auf 100

Euro (Gurt/Helm) angehoben.

89. § 134a Abs. 4 - Handelsabkommen EU - UK:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Siehe zu Z 33.

90. § 135 Abs. 31 Z 8 — Inkrafttreten des § 4 Abs. 6a Z 2 mit 1. September 2020:
Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Inkrafttreten: mit 21. April 2023

Ubergangsbestimmung: -
Bemerkungen:
Bisher war das Inkrafttreten des § 4 Abs. 6a Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |

Nr. 9/2017 offen und sollte durch Verordnung des Bundesministers fiir Verkehr Innovation
und Technologie im Hinblick auf die erforderlichen Anpassungen der einschlagigen EU-
Vorschriften, wie in Artikel 9a Abs. 3 der Richtlinie 96/53/EG in der Fassung der Richtlinie
(EU) 2015/719 beschrieben, festgelegt werden.

Mit Beschluss (EU) 2019/984 des europaischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019
zur Anderung der Richtlinie 96/53/EG des Rates hinsichtlich der Frist fiir die Anwendung der
besonderen Vorschriften Gber die h6chstzulassige Lange von Fuhrerhdusern, die eine
verbesserte Aerodynamik und Energieeffizienz sowie eine bessere Sicherheit bieten, ABI. L
Nr. 164/30 vom 20.6.2019, S. 30 wurde festgelegt, dass Artikel 9a Absatz 1 der Richtlinie
96/53/EG ab dem 1. September 2020 gilt.



Daher kann das Inkrafttreten des § 4 Abs. 6a Z 2, der zur Umsetzung des Artikels 9a der
Richtlinie 96/53/EG in der Fassung der Richtlinie (EU) 2015/719 ergangen ist, auch mit
1. September 2020 festgelegt werden.

91. § 135 Abs. 43 - Inkrafttreten:

Text: siehe beiliegendes Bundesgesetzblatt
Bemerkungen:
Bei den einzelnen Punkten behandelt.
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35. Bundesgesetz: 41. KFG-Novelle
(NR: GP XXVII RV 1954 AB 1974 S. 205. BR: AB 11197 S. 952.)
[CELEX-Nr.: 32021L1716]

35. Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 1967 gedndert wird (41. KFG-Novelle)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBIL. Nr. 267/1967, zuletzt geédndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 62/2022, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 A4bs. 2a Z 1 lautet:
,1. einer Nenndauerleistung von nicht mehr als 250 Watt und*

2. § 2746 lautet:

,,46. Fahrgestell ein unvollstindiges Fahrzeug im Sinne des Art. 3 der Verordnung (EU) 2018/858
oder des Art. 3 der Verordnung (EU) Nr. 167/2013,

3. In §2 Z47 wird der Ausdruck ,nach der Richtlinie 2007/46/EG* ersetzt durch den Ausdruck ,,im
Rahmen der Verordnung (EU) 2018/858.

4.In §3 Abs. 1 Z4.4, § 27a Abs. 1, § 28a Abs. 1 Z 1, der Uberschrift zu § 31a, § 31a Abs. 1 und 6 und
$ 34 Abs. 2 wird jeweils der Ausdruck ,,Richtlinie 2007/46/EG* ersetzt durch den Ausdruck ,,Verordnung
(EU) 2018/858*.

5. § 4 Abs. 7a wird folgender Satz angefiigt:

»Bel Fahrzeugkombinationen, die Kraftfahrzeuge mit alternativem Antrieb oder emissionsfreie
Kraftfahrzeuge umfassen, sind die in diesem Absatz genannten Summen der Gesamtgewichte um das
zusitzliche Gewicht der alternativen Kraftstoffe oder der emissionsfreien Technologie, hdchstens jedoch
um 1 t bzw. 2 t, zu erh6hen.*

Sa. § 11 Abs. 9 lautet:

,»(9) Fiir die entnommenen Proben gebiihrt keine Entschiddigung. Eine fiir weitere Untersuchungen
ausreichende Referenzmenge der gezogenen Probe ist im Falle des Nichtentsprechens der Probe fiir den
Beprobten bis drei Monate nach der Verstdndigung iiber das Nichtentsprechen bei der Behdrde gemif
Abs. 6 bzw. beim durch die Behdrde herangezogenen Sachverstindigen erhaltlich.

5b. Dem § 11 wird folgender Abs. 10 angefiigt:

,»(10) Wenn die durch Verordnung festgelegten Verpflichtungen betreffend die Substitution von
Otto- und Dieselkraftstoffen oder des Einsatzes von fortschrittlichen erneuerbaren Kraftstoffen oder der
Minderung der Treibhausgasemissionen von den dazu Verpflichteten nicht erfiillt werden, haben diese
Verpflichteten Ausgleichsbetrige zu entrichten. Diese Ausgleichsbetrdge sind durch Bescheid der
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie
vorzuschreiben. Die Grundlagen fiir die Berechnung der Hohe dieser Ausgleichsbetrige sind durch
Verordnung der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie festzulegen. Die Ausgleichsbetrdge sind zweckgebunden fiir die Abgeltung der mit der
Probeentnahme und mit der Untersuchung verbundenen Kosten gemif3 Abs. 8 und 9, sowie fiir den
Aufwand von Projekten zur Minderung von Treibhausgasemissionen im Mobilititsbereich durch die

www.ris.bka.gv.at
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Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologiec zu
verwenden. Die Zweckwidmung gilt auch fiir bereits eingehobene Ausgleichsbetrage.

6. In § 24 Abs. 2b Z 1 lit. j wird der Wert ,,50 km* ersetzt durch ,,100 km*.
7. In § 24a Abs. 2 lit. ¢ wird der Verweis ,,§ 20 Abs. 1 lit. d“ ersetzt durch ,,§ 20 Abs. 1 Z 4%

8. § 27a Abs. 2 lautet:

»(2) Fahrzeuge der Klassen M, N und O sowie selbstfahrende Arbeitsmaschinen, die auf einem
Fahrgestell fiir Fahrzeuge der Klassen M oder N montiert sind oder auf Basis eines vollstindigen oder
vervollstindigten Fahrzeugs der Klassen M oder N gebaut wurden, miissen allen Bestimmungen der im
Anhang II der Verordnung (EU) 2018/858 angefiihrten Rechtsakte entsprechen, sofern in den §§ 4 bis 27
keine Bestimmungen enthalten sind, die ausdriicklich iiber die Vorgaben der Verordnung hinausgehend
fiir die Fahrzeuge dieser Klassen giiltig sind. Der genaue Anwendungsbereich dieser Rechtsakte ist dem
Anhang II der Verordnung (EU) 2018/858 und den dort angefiihrten Rechtsakten zu entnehmen. Die
Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitédt, Innovation und Technologie kann durch
Verordnung Fahrzeuge dieser Klassen, deren Type als nationale Kleinserie nach den Vorschriften der
Artikel 41 bis 43 der Verordnung (EU) 2018/858 genchmigt werden soll oder die einzeln nach den
Vorschriften der Artikel 44 bis 47 der Verordnung (EU) 2018/858 genehmigt werden sollen, von
einzelnen Bestimmungen der Verordnung (EU) 2018/858 oder einem oder mehreren der im Anhang II der
Verordnung (EU) 2018/858 angefiihrten Rechtsakte ausnehmen, sofern entsprechende alternative
Anforderungen festgelegt werden, die sicher stellen, dass das gleiche MaB3 an Verkehrssicherheit und
Umweltschutz gewéhrleistet ist, wie in den einschldgigen Rechtsakten und dem keine Rechtsakte der EU
entgegenstehen. Diese alternativen Vorschriften fiir die Einzelgenehmigung diirfen keine zerstérenden
Priifungen erfordern; dies gilt nicht fiir Fahrzeuge oder Fahrgestelle der Klassen M, N und O, die
serienméfig hergestellt werden.*

9. In § 28 Abs. 3 wird der Verweis ,,§ 28b Abs. 4 ersetzt durch ,,§ 28d Abs. 4%

10. In § 28¢ Abs. 3 wird der Ausdruck ,des Artikels 31 der Richtlinie 2007/46/EG* ersetzt durch den
Ausdruck ,,der Artikel 55 und 56 der Verordnung (EU) 2018/858.

11. In § 28¢ Abs. 5 wird der Ausdruck ,,Artikel 31 der Richtlinie 2007/46/EG* ersetzt durch den Ausdruck
»Artikel 55 und 56 der Verordnung (EU) 2018/858.

12. In §28d Abs. 1 wird der Ausdruck ,,Anhang XII Teil A Abschnitt 2 der Richtlinie 2007/46/EG*
ersetzt durch den Ausdruck ,,Anhang V der Verordnung (EU) 2018/858.

13. In § 31a Abs. 2 wird der Ausdruck ,,Anhang V, Anlage 2 der Richtlinie 2007/46/EG* ersetzt durch
den Ausdruck ,,Anhang V der Verordnung (EU) 2018/858.

14. In § 31a Abs. 6 wird der Ausdruck ,,Anhang IV oder Anhang XI der Richtlinie 2007/46/EG* ersetzt
durch den Ausdruck ,,Anhang II der Verordnung (EU) 2018/858*.

15. In § 33 Abs. 6a entfillt der Punkt am Ende des dritten Satzes und es wird angefiigt:

,»und es auch zu keiner Zunahme der Treibhausgasemissionen beim Betrieb des Fahrzeuges kommt.*

16. In §37 Abs.2 lit.a wird nach dem Wort ,Einzelgenehmigung“ die Wortfolge ,oder
EU-Einzelgenehmigungsbogen® eingefiigt.

17. In § 40 Abs. 1 lit. a wird nach der Wortfolge ,0ffentlichen Sicherheitsdienstes” die Wortfolge ,,der
Bundespolizei eingefiigt.

18. Nach § 40 Abs. 2a wird folgender Abs. 2b eingefiigt:

»(2b) Im Verfahren auf Zulassung eines Fahrzeuges sowie bei angezeigten Adress- oder
Namensénderungen eines Unternehmens hat die Zulassungsstelle die Angaben des Antrages mit den
Daten des Unternechmensregisters gemafl § 25 des Bundesstatistikgesetzes 2000, BGBI. I Nr. 163/1999,
abzugleichen. Aus dem Unternehmensregister sind Name, Sitz des Unternehmens, Zustelladresse, die
Kennziffer des Unternehmensregisters, die jeweilige Stammzahl gemdfl § 6 Abs. 3 E-GovG, BGBL. I
Nr. 10/2004 sowie die Umsatzsteueridentifikationsnummer (UID-Nummer) zu iibernechmen und zu
speichern. Bei beantragter Zulassung auf einen dauernden Standort, der aus dem Unternehmensregister
nicht ersichtlich ist, ist hinsichtlich der Adresse dieses Standortes den Angaben des Antrages zu folgen
und die im Antrag angegebene Adresse als Zulassungsadresse zu speichern. Ein davon abweichender Sitz
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des Unternehmens ist zusdtzlich aus dem Unternehmensregister zu iibernehmen und zu speichern. Dieser
Abgleich erfolgt zum Zwecke der ecindeutigen Identifikation eines konkreten Unternchmens als
Zulassungsbesitzer und der auf dieses Unternehmen zugelassenen Fahrzeuge. Weiters werden der
Zulassungsstelle Name, Anschrift und Geburtsdatum der nach auBlen vertretungsbefugten Personen des
jeweiligen Unternehmens im Unternehmensregister angezeigt, damit die Angaben des Antrages iiberpriift
werden konnen.“

19. Dem § 40 Abs. 3 wird folgender Satz angefiigt:

»Falls auch Gemeinde- oder Privatstralen befahren werden sollen, so kann der Landeshauptmann von der
Anhdrung der Gemeinden als StraBenerhalter oder der Eigentiimer der Privatstraen absehen und im
Bescheid auftragen, dass vor Durchfithrung des Transportes die Zustimmung der Gemeinde oder des
Strafleneigentiimers einzuholen ist.

20. In § 40 Abs. 4 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefiigt:

»Falls auch Gemeinde- oder Privatstralen befahren werden sollen, so kann der Landeshauptmann von der
Anhdrung der Gemeinden als StraBenerhalter oder der Eigentiimer der Privatstraen absehen und im
Bescheid auftragen, dass vor Durchfithrung des Transportes die Zustimmung der Gemeinde oder des
Strafleneigentiimers einzuholen ist.

21. In §40 Abs. 5a wird nach der Wortfolge ,0ffentlichen Sicherheitsdienstes” die Wortfolge ,,der
Bundespolizei* eingefiigt.

22. In § 40a Abs. 4 entfallen die Sitze sechs bis acht.

23. § 43 Abs. 3 lautet:

»(3) Das Kennzeichen ist auf Antrag des Zulassungsbesitzers ldngstens zwolf Monate, gerechnet
vom Tage der

1. Abmeldung oder
2. Ummeldung auf ein Wechselkennzeichen oder
3. Zuweisung eines Wunschkennzeichens

an freizuhalten und dem Antragsteller fiir ein Fahrzeug zuzuweisen, wenn er dies vor Ablauf von zwolf
Monaten beantragt.*

24. Nach § 46 Abs. 1 werden folgende Abs. 1a und 1b eingefiigt:

,.(1a) Die Bewilligung einer Uberstellungsfahrt an einen anderen Ort im Bundesgebiet oder aus dem
Bundesgebiet in das Ausland ist nur zuldssig, wenn das Fahrzeug in der Genehmigungsdatenbank oder in
der Zulassungsevidenz eingetragen ist. Wenn das Fahrzeug nicht in der Genehmigungsdatenbank oder in
der Zulassungsevidenz aufscheint, so ist — auller bei Neufahrzeugen — ein Nachweis {iber den technischen
Zustand des Fahrzeuges (ein positives Gutachten gemif § 57a Abs. 4) vorzulegen. Ein solcher Nachweis
ist auch dann vorzulegen, wenn das Fahrzeug zwar in der Genehmigungsdatenbank oder in der
Zulassungsevidenz aufscheint, aber aktuell nicht zugelassen ist und das letzte § 57a-Gutachten nicht mehr
giiltig ist. Bei Neufahrzeugen ist der Kaufvertrag, aus dem Marke und Type und die Fahrgestellnummer
des Fahrzeuges und der Verkaufer ersichtlich sind, vorzulegen. Bei Fahrzeugen, deren Kennzeichentafeln
in Verlust geraten sind, ist eine Diebstahls- oder Verlustanzeige einer Dienststelle des offentlichen
Sicherheitsdienstes vorzulegen.

(1b) Die Bewilligung einer Uberstellungsfahrt aus dem Ausland in das Bundesgebiet ist nur zulissig,
wenn der Antragsteller iiber eine Zertifizierung der Zollbehorde als zugelassener Wirtschaftsbeteiligter
verfligt und das bei der Antragstellung nachweist. Wenn es sich nicht um ein Neufahrzeug handelt und
eine technische Uberpriifung bereits fillig geworden ist, ist die entsprechende Priifbescheinigung im
Sinne des Art.8 der Richtlinie 2014/45/EG iiber die regelmiBige technische Uberwachung von
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhidngern oder im Falle eines Fahrzeuges aus einem Drittstaat ein
gleichwertiges positives Gutachten iiber den technischen Zustand des Fahrzeuges vorzulegen.*

25. In § 46 Abs. 2 erster Satz wird der Strichpunkt am Ende des ersten Halbsatzes durch einen Punkt
ersetzt und der zweite Halbsatz entfdllt.

26. In § 47 Abs. 1 wird nach dem zweiten Satz eingefiigt:

,»In den Féllen des § 40 Abs. 2b sind die dort genannten Daten aus dem Unternehmensregister gemaf3 § 25
Bundesstatistikgesetz 2000 zu iibernehmen und zu speichern.*
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27. § 57a Abs. 2 vierter Satz lautet:

,Der Erméchtigte hat Verdnderungen hinsichtlich seines Personals und seiner Einrichtungen, soweit diese
Voraussetzung fiir die Erteilung der Erméchtigung waren, sowie Anderungen im Zusammenhang mit der
Gewerbeberechtigung und andere fiir die Erméchtigung relevante Umstinde unverziiglich dem
Landeshauptmann anzuzeigen.*

28. § 57¢ Abs. 5 Z 8 lautet:

,,8. Abgabenbehdrden des Bundes und das Amt fiir Betrugsbekimpfung sowie die Osterreichische
Gesundheitskasse (OGK) und die Versicherungsanstalt 6ffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und
Bergbau (BVAEB), soweit das zur Wahrnehmung der ihnen iibertragenen Aufgaben notwendig
ist; diese Stellen sind weiters befugt, auf die in der Begutachtungsplakettendatenbank
gespeicherten Fahrzeugdaten zu Kennzeichen und Kilometerstand zuzugreifen, diese zu
speichern und zu verarbeiten, soweit das zur Wahrnehmung der ihnen iibertragenen Aufgaben,
wie insbesondere zur Beurteilung und Uberpriifung von Angaben zum Sachbezug, notwendig
ist.*

29. In § 58a Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Zugmaschinen der Fahrzeugklasse TS5 auf Radern® ersetzt durch
,Fahrzeuge der Fahrzeugklassen T1b, T2b, T3b, T4.1b, T4.2b und T4.3b".

30. § 101 Abs. 5 und 6 lauten:

,»(5) Transporte, bei denen die im Abs. 1 lit. a bis ¢ angefiihrten oder die geméB Abs. 6 festgesetzten
Voraussetzungen nicht erfiillt werden, und Langgutfuhren, bei denen die Lange des Kraftfahrzeuges oder
des letzten Anhdngers samt der Ladung mehr als 16 m betrdgt, sind nur mit Bewilligung des
Landeshauptmannes, in dessen Ortlichem Wirkungsbereich der Transport durchgefiihrt werden soll,
zuldssig. Diese Bewilligung darf hochstens fiir die Dauer eines Jahres und nur bei Vorliegen folgender
Voraussetzungen erteilt werden:

1. Beforderung einer unteilbaren Ladung oder andere besondere Gegebenheiten, unter denen diese
Fahrzeuge verwendet werden, und

2. wenn die Beforderung — ausgenommen Beforderungen bei denen die Be- und Entladestelle nicht
mehr als 65 km Luftlinie voneinander entfernt sind — wenigstens zum grofSten Teil der Strecke
mit einem anderen, umweltvertrdglicheren Verkehrstrager (insbesondere Bahn, Schiff) nicht oder
nur mit unvertretbar hohem Aufwand durchgefiihrt werden kann.

In allen Féllen ist in der Bewilligung die hochste zuldssige Fahrgeschwindigkeit vorzuschreiben. Soweit
dies nach den Erfordernissen der Verkehrs- und Betriebssicherheit oder aus Griinden des Umweltschutzes
ndtig ist oder wenn dadurch eine wesentliche Reduktion von Treibhausgasemissionen zu erwarten ist, ist
die Bewilligung nur unter den entsprechenden Auflagen oder zeitlichen, ortlichen oder sachlichen
Einschrinkungen der Giiltigkeit zu erteilen. § 36 lit.c, § 39 Abs. 3 und § 40 Abs. 4 sind sinngemél
anzuwenden. Die Behorden sind verpflichtet {iber solche Antridge ohne unnétigen Aufschub, spitestens
aber drei Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen.

(6) Durch Verordnung ist unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Verkehrs- und
Betriebssicherheit sowie den Schutz der Umwelt und des Klimas festzusetzen, in welchem Ausmal und
unter welchen Voraussetzungen in den im Abs. 2 angefiihrten Fillen die Abmessungen oder hochste
zuldssige Gesamtgewichte oder Achslasten von Fahrzeugen durch die Beladung iiberschritten werden
diirfen.*

31. § 101 Abs. 7c entfillt.

32. In § 102 Abs. la dritter Satz werden nach dem Ausdruck ,,28 Tage* ein Beistrich und der Ausdruck
»ab 31. Dezember 2024 der vorausgehenden 56 Tage,* eingefiigt.

33. § 102 Abs. 1a wird folgender Satz angefiigt:

»lm Anwendungsbereich des Artikels 465 Abs. 1 lit. b des Abkommens, ABI. Nr. L 149 vom 30.4.2021,
bestimmen sich die mitzufiihrenden Schaublétter, handschriftlichen Aufzeichnungen und Ausdrucke nach
den Vorgaben des Anhanges 31 Teil B Abschnitt 4 dieses Abkommens.*

34. In § 102 Abs. 4 erster Satz wird das Wort ,,oder” durch einen Beistrich ersetzt und nach dem Wort
»Luftverunreinigungen® wird die Wortfolge ,,oder Treibhausgasemissionen® eingefiigt.

35.In § 102 Abs. 5 lit. fwird die Wortfolge ,,personliche Fahrtenbuch® ersetzt durch ,,Lenkprotokoll*.
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36. In § 102 Abs. 5 lit. i wird die Wortfolge ,,genutzte Zugmaschinen der Fahrzeugklasse T5 auf Réddern®
ersetzt durch ,,genutzten Fahrzeugen der Fahrzeugklassen T1b, T2b, T3b, T4.1b, T4.2b und T4.3b".

37.§ 102 Abs. 11a erster Satz lautet:

,»Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes und der StraBenaufsicht haben die Einhaltung der
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 hinsichtlich des Mindestalters und der Lenk- und
Ruhezeiten (Artikel 5 ff), des Europiischen Ubereinkommens iiber die Arbeit des im internationalen
Straenverkehr beschéftigten Fahrpersonals (AETR), BGBI. Nr. 518/1975, in der Fassung BGBI. Il
Nr. 69/2010, sowie des Artikels 465 Abs. 1 lit. b in Verbindung mit Anhang 31 Teil B Abschnitt 2,
Artikeln 4 bis 6 und 7 Abs. 4 und 5 und Abschnitt 4 des Abkommens, ABI. Nr. L 149 vom 30.4.2021 zu
kontrollieren.*

38. § 102 Abs. 11d wird folgender Satz angefiigt:

»Auf Fahrten, fur die das Abkommen, ABL. Nr.L 149 vom 30.4.2021, gilt, bestimmen sich das
Mindestalter sowie die Lenk- und Ruhezeiten nach Mafigabe dieses Ubereinkommens.*

39. In § 102 Abs. 12 wird der Punkt am Ende der lit. k durch einen Beistrich ersetzt und folgende lit. |
angefiigt:

,1) des Abkommens, ABIL. Nr.L 149 vom 30.4.2021, hinsichtlich der Vorschriften iiber die
Beniitzung des Kontrollgerites, des Schaublattes oder der Fahrerkarte sowie der Vorschriften
iiber das Mindestalter, die zuldssige Lenkzeit, einzulegende Fahrtunterbrechungen und die
Einhaltung der erforderlichen Ruhezeit.*

40. § 102 Abs. 12 dritter Satz lautet:

»Solche Zwangsmafinahmen sind unverziiglich aufzuheben, wenn der Grund fiir ihre Anwendung
weggefallen ist, im Falle der lit. d, h, i, j, k oder 1 auch, wenn eine andere Person, bei der keine
Hinderungsgriinde gegeben sind, beabsichtigt, das Fahrzeug in Betrieb zu nehmen und zu lenken.*

41. In § 102a Abs. 4 dritter Satz wird nach dem Ausdruck ,28 Tage,” die Wortfolge ,,ab 31. Dezember
2024 der vorausgehenden 56 Tage,” eingefiigt.

42. § 102a Abs. 4 wird folgender Satz angefiigt:

»Ilm Anwendungsbereich des Artikels 465 Abs. 1 lit. b des Abkommens, ABIL. Nr. L 149 vom 30.4.2021,
bestimmen sich die Vorschriften hinsichtlich Bedienung von Fahrtenschreiber oder Kontrollgerdt und
Verwendung der Fahrerkarte, der mitzufiihrenden Schaublétter und Ausdrucke nach den Vorgaben des
Anhanges 31 Teil B Abschnitt 4 dieses Abkommens.*

43. In §102a Abs. 7 wird nach dem Ausdruck ,28 Tage™ ein Beistrich und die Wortfolge ,ab
31. Dezember 2024 mindestens 56 Tage,* eingefiigt.

44. In § 102e Abs. 1 wird der Ausdruck ,lit. a* ersetzt durch den Ausdruck ,,lit. b*.
45. In § 102e Abs. 3 entfillt der letzte Halbsatz.
46. In § 102e Abs. 5 wird das Wort ,drei* ersetzt durch das Wort ,,zwolf™.

47. In § 103c Abs. 1 wird der Beistrich am Ende der Z 1 durch das Wort ,,oder ersetzt und es wird
angefiigt ,,gegen Artikel 465 Abs. 1 lit. b in Verbindung mit Anhang 31 Teil B Abschnitt 2, Artikeln 4 bis
6 und 7 Abs. 4 und 5 und Abschnitt 4 des Abkommens, ABI. Nr. L 149 vom 30.4.2021,.

48. § 104 Abs. 9 lautet:

»(9) Das Ziehen von Anhdngern oder das Verwenden von Sattelkraftfahrzeugen ist, wenn die fiir die
Summe der Gesamtgewichte oder die fiir die grofite Lange oder die fiir die Summe der Gesamtgewichte
und fiir die grofte Linge festgesetzten Hochstgrenzen iiberschritten werden, nur mit Bewilligung des
Landeshauptmannes zuldssig, in dessen ortlichem Wirkungsbereich die Anhénger gezogen oder die
Sattelkraftfahrzeuge verwendet werden sollen. Diese Bewilligung darf hochstens fiir die Dauer eines
Jahres und nur zum Zwecke der Erprobung oder nur bei Vorliegen folgender Voraussetzungen erteilt
werden:

1. Beforderung unteilbarer Giiter oder andere besondere Gegebenheiten, unter denen diese
Fahrzeuge verwendet werden, und
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2. wenn die Beforderung — ausgenommen Beforderungen, bei denen die Be- und Entladestelle nicht
mehr als 65 km Luftlinie voneinander entfernt sind — wenigstens zum groten Teil der Strecke
mit einem anderen, umweltvertrdglicheren Verkehrstriger (insbesondere Bahn, Schiff) nicht oder
nur mit unvertretbar hohem Aufwand durchgefiihrt werden kann.

In allen Féllen ist in der Bewilligung die hochste zuldssige Fahrgeschwindigkeit vorzuschreiben. Soweit
dies nach den Erfordernissen der Verkehrs- und Betriebssicherheit oder aus Griinden des Umweltschutzes
notig ist, oder wenn dadurch eine wesentliche Reduktion von Treibhausgasemissionen zu erwarten ist, ist
die Bewilligung nur unter den entsprechenden Auflagen oder zeitlichen, ortlichen oder sachlichen
Einschrankungen der Giiltigkeit zu erteilen. § 36 lit.c, § 39 Abs. 3 und § 40 Abs. 4 sind sinngemif
anzuwenden. Die Behdrden sind verpflichtet, iiber solche Antrdge ohne unndtigen Aufschub, spitestens
aber drei Monate nach deren Einlangen, den Bescheid zu erlassen.*

49. In § 106 Abs. 7 Z 3 wird der Ausdruck ,,vierrddrigen Kraftfahrzeuges* ersetzt durch ,Kraftfahrzeuges
mit mindestens vier Raddern®.

50. In § 106 Abs. 12 wird der Ausdruck ,vierradrigen Kraftfahrzeugen® ersetzt durch ,Kraftfahrzeugen
mit mindestens vier Raddern®.

51.In § 106 Abs. 14 wird das Wort ,,Zugmaschinen® ersetzt durch ,,Zugfahrzeugen®.

52. § 108 Abs. 2 erster Satz lautet:

»Bewerber um eine Lenkberechtigung und Besitzer einer Lenkberechtigung diirfen im Rahmen des
Betriebes einer Fahrschule nur durch deren Besitzer, sofern er die Voraussetzungen des § 109 erfiillt,
durch einen Leiter (§ 113 Abs. la bis 4), durch Fahrschullehrer (§ 116) und durch Fahrlehrer (§ 116)
sowie — im Rahmen von deren Ausbildung — durch Fahrlehrassistenten ausgebildet oder weitergebildet
werden.*

53.§ 111 Abs. 1 lautet:

»(1) Fiir jeden Fahrschulstandort ist eine Fahrschulbewilligung (§ 110) erforderlich. Ein Inhaber
einer Fahrschulbewilligung kann zwei Fahrschulstandorte leiten, sofern diese nicht mehr als 50 km
Luftlinie voneinander entfernt sind. Ein Inhaber einer Fahrschulbewilligung, auler im Falle eines
Fortbetriebes gemél § 108 Abs.3 vierter Satz, kann auch fiir weitere Fahrschulstandorte eine
Fahrschulbewilligung erhalten, wenn er sich an diesen eines entsprechend qualifizierten Fahrschulleiters
(§ 113) bedient. Ein Fahrschulleiter kann bis zu zwei Fahrschulstandorte leiten, sofern diese nicht mehr
als 50 km Luftlinie voneinander entfernt sind.*

54. § 112 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Bezirksverwaltungsbehdrde hat die Genehmigung fiir den Betrieb einer Fahrschule zu
erteilen, wenn die erforderlichen Ridume, Lehrbehelfe und Schulfahrzeuge vorhanden sind und die
Fahrzeuge den Bestimmungen des Abs. 3 entsprechen. Das erforderliche Lehrpersonal muss sichergestellt
sein. Vor der Erteilung dieser Betriebsgenehmigung sind die Schulriume, Schulfahrzeuge und
Lehrbehelfe zu iiberpriifen. In der Bezeichnung der Fahrschule ist jedenfalls der Familienname des
Inhabers der Fahrschulbewilligung anzufiihren. Diese Bezeichnung der Fahrschule ist jedenfalls im
Geschiftsverkehr zu verwenden. Bei Aufschriften an Schulfahrzeugen oder bei Werbeauftritten kann der
Name des Inhabers der Fahrschulbewilligung auch weggelassen werden.*

55. Nach § 112 Abs. 1 wird folgender Abs. la eingefiigt:

»(la) Stellt der Inhaber der Fahrschulbewilligung die erforderlichen Lehrpersonen oder
Schulfahrzeuge durch Personal- oder Sachleihvertrige mit einer dafiir errichteten, im Firmenbuch
eingetragenen Personengesellschaft oder juristischen Person des Privatrechts sicher, so darf ihm die
Betriebsgenehmigung nur erteilt werden, wenn die Mehrheit der Gesellschaftsanteile und die Mehrheit
der fiir Beschliisse der Gesellschaft notwendigen Stimmrechte Inhabern von Fahrschulbewilligungen
zustehen und einem oder mehreren von diesen die Geschéftsfiihrung der Gesellschaft ausschlieBlich
iibertragen ist.*

56. Dem § 112 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Liegen die Voraussetzungen des Abs.1 und la nicht mehr vor, so hat die
Bezirksverwaltungsbehorde die Behebung der Miangel binnen angemessener Frist aufzutragen und fiir den
Fall, dass diese nicht behoben werden, die Betriebsgenehmigung zu widerrufen.*

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 20. April 2023 - Nr. 35 7 von 15

57. § 113 lautet:

»3§ 113. (1) Der Fahrschulbesitzer hat den Betrieb seiner Fahrschule selbst zu leiten. Er hat die
Wahrnehmung aller sich aus kraftfahrrechtlichen Bundesgesetzen und aus den auf Grund dieser
Bundesgesetze erlassenen Verordnungen ergebenden Pflichten, wie insbesondere die Aufsicht iiber die
Lehrtétigkeit und die ordnungsgeméfBe Erledigung iibertragener Aufgaben, sowie die wirtschaftliche
Gebarung des Betriebes sicherzustellen. Dafiir kommen neben personlichen Anwesenheiten in der
Fahrschule auch die Einrichtung geeigneter Kontrollmechanismen und -mafinahmen sowie die Nutzung
digitaler Biiroorganisation in Betracht.

(1a) Der Fahrschulbesitzer muss oder darf sich zur Erfiillung der in Abs. 1 genannten Pflichten und
aller sonstiger im Fahrschulbetrieb anfallenden Tétigkeiten in den Féllen des Abs. 2 oder hinsichtlich
zusitzlicher Standorte im Sinne des § 111 Abs. 1 durch einen verantwortlichen Leiter, den
Fahrschulleiter, vertreten lassen, wobei der Fahrschulbesitzer fiir die wirtschaftlichen Angelegenheiten
des Betriebes verantwortlich bleibt. Der Fahrschulbesitzer hat das Vertretungsverhiltnis jedenfalls zu
beenden, wenn er davon Kenntnis erlangt, dass der Fahrschulleiter die in Abs. 1 genannten Pflichten nicht
mehr verlésslich erfiillt. Jede Beendigung des Vertretungsverhiltnisses ist der Bezirksverwaltungsbehorde
anzuzeigen.

(1b) Wird ein Fahrschulleiter bestellt, so tritt dieser hinsichtlich der Wahrnehmung aller sich aus
kraftfahrrechtlichen Bundesgesetzen und aus den auf Grund dieser Bundesgesetze -erlassenen
Verordnungen ergebenden Pflichten und der daraus resultierenden verwaltungsstrafrechtlichen
Verantwortung an die Stelle des Fahrschulbesitzers.

(2) Ein Fahrschulleiter ist erforderlich, wenn

1. der Fahrschulbesitzer durch eine ldnger als sechs Wochen dauernde, nicht von ihm selbst zu
vertretende Abwesenheit daran gehindert ist, den Betrieb seiner Fahrschule selbst zu leiten oder

2. der Fahrschulbesitzer durch eine ldnger als sechs Wochen dauernde, von ihm selbst zu
vertretende Abwesenheit den Betrieb seiner Fahrschule nicht selbst leitet oder

3. dem Fahrschulbesitzer die Leitung von der Bezirksverwaltungsbehdrde untersagt wurde (§ 115
Abs. 3) oder

4. eine Fahrschule nach dem Tod ihres Besitzers vom hinterbliebenen Ehegatten oder von
Nachkommen ersten Grades weitergefiihrt wird (§ 108 Abs 3), die die Voraussetzungen des
§ 109 Abs. 1 nicht erfiillen.

(3) Als Fahrschulleiter (Abs. 1) darf nur eine Person verwendet werden, die die im § 109 Abs. 1
angefiihrten Voraussetzungen erfiillt oder die bereits berechtigt ist, eine Fahrschule zu leiten, und die
nicht bereits Besitzer oder Leiter von zwei anderen Fahrschulen ist.

(3a) Die Vertretung des Fahrschulbesitzers durch den Fahrschulleiter ist durch schriftlichen Vertrag
zu regeln, wobei der jeweilige Vertrag so gestaltet werden muss, dass der Fahrschulleiter die in Abs. 1
genannten  Pflichten eigenverantwortlich erfiillen kann. Jedenfalls hat der Vertrag die
Rahmenbedingungen der wirtschaftlichen Gebarung zu regeln.

(4) Die Verwendung als Fahrschulleiter bedarf der Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehdrde;
diese ist zu erteilen, wenn die in den Abs. 3 und 3a hiefiir angefiihrten Voraussetzungen gegeben sind und
die in Abs. 2 genannten Griinde oder zusdtzliche Standorte im Sinne des § 111 Abs. 1 vorliegen. Im Falle
des Abs.2 Z2 darf die Bewilligung nicht erteilt werden, wenn zu erwarten ist, dass sich der
Fahrschulbesitzer durch eine lange andauernde oder durch wiederholte Abwesenheiten der Verpflichtung
zur personlichen Leitung (Abs. 1) entziehen will. Die Bewilligung ist zu entziehen, wenn diese
Voraussetzungen oder die Griinde fiir die Vertretung nicht mehr vorliegen.*

58. § 114 Abs. 1 lautet:

»(1) Der Fahrschulbesitzer hat der Bezirksverwaltungsbehdrde die in seiner Fahrschule verwendeten
Lehrpersonen und Anderungen im Stande des Lehrpersonals anzuzeigen.*

59. § 114 Abs. la entfillt.
60. § 114 Abs. 2 lautet:

»(2) Mit jeder auszubildenden Person ist vom Fahrschulbesitzer ein schriftlicher Ausbildungsvertrag
zu schlieBen; dieser hat den Umfang der von der Fahrschule zu erbringenden Leistung und das vom
Auszubildenden zu bezahlende Entgelt zu regeln. Wird der Vertrag durch einen bestellten Fahrschulleiter
abgeschlossen, so ist eine Vertragsausfertigung auch dem Fahrschulbesitzer zu iibermitteln.*
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61. In § 114 Abs. 3 letzter Satz wird das Wort ,,Fahrschulbesitzers® ersetzt durch die Wortfolge ,Inhabers
der Fahrschulbewilligung*.

62. § 114 Abs. 7 lautet:

,»(7) Die Bezirksverwaltungsbehorde hat die Leistung der Fahrschule und den ordnungsgeméfen
Zustand ihrer Rdume, Lehrbehelfe, Ubungsplitze und Schulfahrzeuge sowie die Einhaltung der
Bestimmungen des § 112 Abs. la zu {iiberwachen und kann jederzeit iiberpriifen, ob beim
Fahrschulbesitzer oder Fahrschulleiter die Voraussetzungen fiir die Erteilung der Fahrschulbewilligung
und bei den Fahrschullehrern und Fahrlehrern die Voraussetzungen fiir die Erteilung der Fahrschullehrer-
oder Fahrlehrerberechtigung noch gegeben sind. Der Fahrschulbesitzer hat dafiir zu sorgen, dass bei
seiner Abwesenheit eine in der Fahrschule anwesende Person den Organen der
Bezirksverwaltungsbehorde, die mit der Fahrschulinspektion betraut sind, die Besichtigung ermdglicht,
sie auf deren Verlangen begleitet, die erforderlichen Auskiinfte erteilt sowie Einsicht in Unterlagen
gewdhrt. Die Bezirksverwaltungsbehorde ist befugt, Ablichtungen, Abschriften oder Ausziige von
Unterlagen, die im Rahmen der Fahrschulinspektion zu iiberpriifen sind, anzufertigen oder sich vom
Fahrschulbesitzer iibermitteln zu lassen. Sie kann anordnen, dass in den Schulriumen bestimmte
Bekanntmachungen anzuschlagen sind. Sie kann ferner Anordnungen zur Behebung von Méngeln treffen.
Den  Anordnungen der  Bezirksverwaltungsbehérde  ist  unverziiglich zu  entsprechen.
Fahrschulinspektionen sind regelmifBig und in jeder Fahrschule zumindest einmal alle drei Jahre
durchzufiihren. Durch Verordnung des Bundesministers fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie kann die Verwendung einheitlicher Arbeitshilfsmittel wie Unterlagen,
Checklisten, Berichtsmuster oder Datenbanken, die vom Bundesminister fiir Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie zur Verfiigung gestellt werden, angeordnet werden.*

63. Dem § 114 wird folgender Abs. 8 angefiigt:

»(8) Zum Zweck der Durchfiihrung der Fahrschulinspektion ist die Bezirksverwaltungsbehorde
berechtigt, hinsichtlich der Personen- und Verfahrensdaten von Fiihrerscheinwerbern Einsicht in das
Fiihrerscheinregister zu nehmen.*

64. In § 114a Abs. 1 erster Satz wird nach ,Fahrschulbewilligung, die Wortfolge ,Erteilung oder
Widerruf einer Betriebsgenehmigung, eingefiigt.

65. In § 114b Abs. 1 Z 1 lit. a werden nach dem Wort ,Inhabers* die Worte ,der Fahrschulbewilligung*
eingefiigt.

66. § 114b Abs. 1 Z 1 lit. flautet:

,,) Namen, Vornamen und Geburtsdatum des in der Fahrschule beschéiftigten Lehrpersonals; die
Fahrzeugklassen, fiir die sie berechtigt sind, die Ausbildung vorzunehmen und
Zusatzqualifikationen sowie die Giiltigkeitsdauer dieser Berechtigungen,*

67. In §114b Abs.1 Z3 wird nach dem Wort ,Fahrlehrer die Wortfolge ,,, einschlieBlich
Fahrlehrassistenten® eingefiigt und der Klammerausdruck ,(§ 117)* wird durch den Klammerausdruck
»(§ 116) ersetzt.

68. Nach § 114b Abs. 1 Z 3 wird folgende Z 3a eingefiigt:

»3a. Flir die Herstellung des Fahrlehrausweises ist ein Lichtbild der betreffenden Personen in
gescannter Form zu speichern, soferne nicht auf das im Fiihrerscheinregister gespeicherte
Lichtbild zugegriffen werden kann. Die Bezirksverwaltungsbehorde ist berechtigt auf die im
Fiihrerscheinregister gespeicherten Lichtbilder der Personen, die einen Fahrlehrausweis
beantragen, zuzugreifen und diese zu verwenden.*

69. Nach § 114b Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(1a) Die im Zuge der Ausbildung des Lehrpersonals jeweils absolvierten Ausbildungsteile (§ 116
Abs. 2) sind von der Fahrschule oder der erméchtigten Ausbildungsstitte, bei der die Ausbildung
absolviert worden ist, in die Fahrschuldatenbank bei der betreffenden Person einzutragen. Ebenso ist die
absolvierte Weiterbildung geméfl § 116 Abs.9 von der ermichtigten Ausbildungsstitte oder vom
Fachverband der Fahrschulen und des Allgemeinen Verkehrs in die Fahrschuldatenbank bei der
betreffenden Person einzutragen.

70. In §114b Abs. 6 Z 1 wird das Wort ,,Fahrschulinhaber ersetzt durch die Worte ,Inhaber der
Fahrschulbewilligung*.
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71. In § 115 Abs. 2 lit. b entfillt der Ausdruck ,lit. a“.
72.In§ 115 Abs. 2 lit. ¢ wird das Wort ,,und* ersetzt durch das Wort ,bis“.

73. Dem § 115 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Werden die Aufgaben nicht ordnungsgemd besorgt oder wird gegen die
Ausbildungsvorschriften verstolen, kann die Bezirksverwaltungsbehdrde den Ausschluss bestimmter
Personen von dieser Tatigkeit anordnen oder, wenn in einer Fahrschule eine schriftliche Anordnung zur
Behebung von Méngeln erfolglos bleibt oder neuerlich schwere Méngel festgestellt werden, die weitere
Durchfiihrung dieser Tétigkeiten in dieser Fahrschule untersagen.*

74. § 116 samt Uberschrift lautet:
»Lehrpersonal

§116. (1) Die Berechtigung, an einer Fahrschule praktischen Unterricht zu erteilen
(Fahrlehrberechtigung), darf nur Personen erteilt werden,

1. bei denen die im § 109 Abs. 1 lit. b und g angefiihrten Voraussetzungen vorliegen,

2. die die einzelnen Module der vorgeschriebenen Ausbildung absolviert und die erforderlichen
Nachweise erbracht haben und

3. die die Lehrbefdhigungspriifung (§ 118) bestanden haben.

(2) Zur Erlangung einer Fahrlehrberechtigung sind folgende Module in der angegebenen
Reihenfolge zu absolvieren, wobei die Module 1, 2 und 3 auch gleichzeitig absolviert werden diirfen:

1. theoretisches Basiswissen in einer Fahrschule oder in einer erméchtigten Ausbildungsstitte,

2. theoretisches Spezialwissen in einer erméichtigten Ausbildungsstitte,

3. praktische Ausbildung I in einer erméachtigten Ausbildungsstitte,

4. erfolgreiche Ablegung einer theoretischen Multiple Choice-Priifung als spezielles Modul der
theoretischen Fahrpriifung unter behordlicher Aufsicht in einer Fahrschule oder einer
erméichtigten Ausbildungsstitte; mit Bestehen dieser Priifung gilt die Person als Fahrlehrassistent
und die Fahrschule oder die Ausbildungsstitte hat eine Bestitigung dariiber auszustellen; diese
Bestétigung gilt als Ausweis fiir diese Personen; wurde die Priifung nicht bestanden, so darf sie
nicht vor Ablauf von zwei Wochen wiederholt werden,

5. praktische Ausbildung I in einer Fahrschule als Fahrlehrassistent unter Aufsicht eines
Fahrlehrcoachs, davon Erteilen von praktischem Unterricht im AusmaBl von mindestens
160 Unterrichtseinheiten (UE) zum Teil unter Aufsicht, zum Teil allein, wahrend eines
Zeitraumes von ldngstens vier Monaten; aus beriicksichtigungswiirdigen Griinden ist eine
Verldngerung des Zeitraumes moglich, jedoch nur bis zur Absolvierung der 160 UE,

6. theoretische Abschlussausbildung (Risikokompetenz, Moderatoren-Seminar fiir
Mehrphasenausbildung, begleitende Schulung bei der vorgezogenen Lenkberechtigung fiir die
Klasse B oder bei Ubungsfahrten) in einer erméchtigten Ausbildungsstitte.

Die jeweiligen Ausbildungmodule sind von der Fahrschule oder der erméchtigten Ausbildungsstitte als
Prasenzunterricht durchzufiihren und in der Fahrschuldatenbank zu vermerken.

(3) Die Berechtigung an eciner Fahrschule theoretischen und praktischen Unterricht zu erteilen
(Fahrschullehrberechtigung), darf nur Personen erteilt werden, die neben den Anforderungen des Abs. 1
und 2

1. ein in Osterreich giiltiges Reifepriifungszeugnis besitzen oder jedenfalls im letzten Jahr und
insgesamt mindestens zwei Jahre lang wihrend der letzten fiinf Jahre vor der Einbringung des
Antrages praktischen Unterricht in einer Fahrschule erteilt haben und

2. das entsprechende Ausbildungsmodul fiir die Fahrschullehrberechtigung in einer erméchtigten
Ausbildungsstitte absolviert haben.

(4) Bei der Erteilung einer Fahrlehrberechtigung oder einer Fahrschullehrberechtigung sind die
Bestimmungen des § 109 Abs. 5 bis 9 iiber die Beriicksichtigung von in anderen EWR-Vertragsstaaten
erworbenen Ausbildungen und Befdhigungen sinngeméaf anzuwenden.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehorde hat auf Antrag unter Beachtung der Bestimmungen des Abs. 1
Z 1 und gegebenenfalls des Abs. 3 Z 2 Personen mit einer Lehrberechtigung als Heeresfahrlehrer eine
Fahrlehrberechtigung oder Personen mit einer Lehrberechtigung als Heeresfahrschullehrer eine
Fahrschullehrberechtigung fiir die jeweils in Betracht kommenden Klassen zu erteilen, wenn ein solcher
Antrag bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Ausscheiden aus der Fachverwendung beim
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Bundesministerium  fiir  Landesverteidigung unter Vorlage einer Dienstbestitigung des
Bundesministeriums fiir Landesverteidigung gestellt wird.

(6) Hinsichtlich des Umfanges einer Fahrlehrberechtigung oder einer Fahrschullehrberechtigung gilt
§ 2 Abs. 1 bis 3 FSG mit der Malgabe, dass die Fahrlehrberechtigung fiir die Klasse C oder Klasse D
nicht auch die Fahrlehrberechtigung fiir die Klassen B und F umfasst.

(7) Bei Ausdehnung einer Fahrlehrberechtigung oder Fahrschullehrberechtigung auf weitere Klassen
ist die Bestimmung des § 109 Abs. 1 lit. g hinsichtlich der erforderlichen Fahrpraxis mit der Maf3gabe
anzuwenden, dass entweder

1. glaubhaft gemacht wird, dass mindestens ein Jahr lang Fahrzeuge dieser Klassen tatsdchlich
gelenkt worden sind, oder
2.ein Lehrplanseminar fir die in Frage kommende Klasse bei den zur Ausbildung von
Lehrpersonal erméchtigten Ausbildungsstitten absolviert worden ist.
Hinsichtlich der einzelnen Ausbildungsmodule gilt Abs. 2 Z 2 bis 5 sinngemif, mit der MaBgabe, dass
die Module 2 und 3 auch gleichzeitig absolviert werden diirfen und Modul 4 nicht erforderlich ist.

(8) Uber einen Antrag auf Erteiling einer Fahrlehrberechtigung  oder  einer
Fahrschullehrberechtigung entscheidet die Bezirksverwaltungsbehorde, in deren Sprengel die besuchte
Ausbildungsstitte ihren Sitz hat. Die erméchtigte Ausbildungsstitte ist frei wéahlbar. Der Antrag kann bei
einer Fahrschule oder einer ermichtigten Ausbildungsstitte eingebracht werden. Diese Stelle hat den
Antrag unverziiglich, spitestens am nichsten Arbeitstag in der Fahrschuldatenbank zu erfassen und im
Wege der Fahrschuldatenbank der zustindigen Behorde zu iibermitteln. Mit Erfassen des Antrages in der
Fahrschuldatenbank gilt der Antrag als eingelangt. Die Behorde hat das Vorliegen der Voraussetzungen
des Abs. 1 Z 1 jedenfalls vor der theoretischen Multiple Choice-Priifung gemd3 Abs.2 Z 4 zu priifen.
Liegen die Vorausetzungen nicht vor, darf diese Priifung nicht abgenommen werden.

(9) Personen mit Fahrlehr- oder Fahrschullehrberechtigung haben eine regelméfige Weiterbildung
von 16 Unterrichtseinheiten innerhalb von vier Jahren in ermichtigten Ausbildungsstitten oder beim
Fachverband der Fahrschulen und des Allgemeinen Verkehrs zu absolvieren. Die absolvierte
Weiterbildung ist von der durchfithrenden Stelle in der Fahrschuldatenbank zu vermerken. Wurde die
erforderliche Weiterbildung nicht absolviert, so darf diese Person keinen Unterricht mehr erteilen. Die
ermichtigten Ausbildungsstétten und der Fachverband haben ihr Weiterbildungsangebot in Ausmaf} und
Art so zu gestalten, dass es dem Lehrpersonal moglich ist, seiner Weiterbildungsverpflichtung von
16 Unterrichtseinheiten innerhalb von vier Jahren nachzukommen.

(10) Die Fahrlehrberechtigung oder die Fahrschullehrberechtigung ist zu entziehen, wenn die
Voraussetzungen fiir ihre Erteilung nicht mehr gegeben sind; dies gilt jedoch nicht bei der Entziehung der
Lenkberechtigung wegen mangelnder gesundheitlicher Eignung. Im Falle einer Entziehung ist der
Fahrlehrausweis unverziiglich bei der Bezirksverwaltungsbehorde abzugeben.

(11) Sofern eine Ausbildung von Lehrpersonal in Ausbildungsstétten vorgeschrieben ist, darf das nur
durch Ausbildungsstétten erfolgen, die hiezu vom Landeshauptmann erméchtigt worden sind. Vor der
Entscheidung sind die zusténdigen gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer
zu horen.

(12) Durch Verordnung der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit,
Innovation und Technologie sind nach den Erfordernissen der Verkehrssicherheit, dem jeweiligen Stand
der Wissenschaft und Technik entsprechend, die ndheren Bestimmungen iiber

1. Inhalt und Ausmaf der Aus- und Weiterbildung des Lehrpersonals,
2. die in Abs. 2 Z 4 angefiihrte Priifung und den dafiir zu erstattenden Kostenbeitrag,
3. die Anforderungen an den Fahrlehr-Coach (Abs. 2 Z 5),
4. die im Abs. 11 angefiihrten Ausbildungsstétten hinsichtlich
a) ihrer Ausstattung,
b) ihres Lehrpersonals und
c) ihres Lehrplanes
festzusetzen.*

75. § 117 samt Uberschrift lautet:

,Fahrlehrausweis

§ 117. (1) Fahrlehrausweise werden im Scheckkartenformat von einem von der Bundesministerin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie bestimmten Dienstleister im
Auftrag der Bezirksverwaltungsbehorde ausgestellt.
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(2) Wird die Lehrbefdahigungspriifung bestanden, so hat die Bezirksverwaltungsbehdrde den Auftrag
zur Herstellung des Fahrlehrausweises zu erteilen und den entsprechenden Datensatz an den Dienstleister
elektronisch zu iibermitteln. Dem Ausweis muss zu entnehmen sein, fiir welche Klassen von Fahrzeugen
Unterricht erteilt werden darf.

(3) Die Lehrpersonen haben ihren Fahrlehrausweis, gegebenenfalls die Bestitigung gemifl § 116
Abs. 2 Z 4 oder die Bestdtigung iiber die bestandene Lehrbefahigungspriifung gemal § 118 Abs. 6, beim
Erteilen des praktischen Unterrichtes auf Schulfahrten mitzufiihren und den Organen des offentlichen
Sicherheitsdienstes oder der StraBenaufsicht auf Verlangen zur Uberpriifung auszuhindigen. Wenn
jemand die Berechtigung zum Erteilen von praktischem Unterricht verliert, so hat diese Person ihren
Fahrlehrausweis unverziiglich der Bezirksverwaltungsbehorde abzuliefern.

(4) Die ndhere Ausgestaltung des Fahrlehrausweises, insbesondere Form und Inhalte, sowie der
dafiir zu entrichtende Kostenersatz sind durch Verordnung der Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie festzulegen.*

76. § 118 samt Uberschrift lautet:
»Lehrbefihigungspriifung

§ 118. (1) Vor der Erteilung der Fahrlehrberechtigung oder der Fahrschullehrberechtigung hat die
Bezirksverwaltungsbehdrde ein Gutachten eines rechtskundigen und eines technischen gemafl § 127
Abs. 2 und 3 bestellten Sachverstindigen dariiber einzuholen, ob die Person die Lehrbefdhigung fiir die in
Betracht kommenden Klassen von Fahrzeugen besitzt. Dieses Gutachten ist auf Grund der
Lehrbefahigungspriifung zu erstatten. Es hat nur auszusprechen, ob die Person die Lehrbefahigung fiir die
in Betracht kommenden Klassen von Fahrzeugen besitzt oder nicht. Wurde die Priifung nicht bestanden,
so darf sie nach einem Monat wiederholt werden. Im Zuge desselben Verfahrens darf die Priifung nicht
mehr als viermal wiederholt werden. Das Gutachten ist von beiden Sachverstdndigen gemeinsam zu
erstatten und darf nur ,,fachlich beféhigt” lauten, wenn beide Sachverstindigen dieser Ansicht sind. Bei
Zuriickziehung oder Ablehnung des Antrages wegen mangelnder Lehrbefdhigung darf ein neuerlicher
Antrag nicht vor Ablauf von zwei Jahren gestellt werden.

(2) Die Lehrbefdhigungspriifung zur Erlangung einer Fahrlehrberechtigung oder einer
Fahrschullehrberechtigung hat aus einer theoretischen und einer praktischen Priifung zu bestehen.

(3) Die theoretische Priifung ist miindlich abzunehmen. Die Bewerber haben im Zuge der
miindlichen Priifung auch ihre Féahigkeit zu erweisen, die zum Lenken von Fahrzeugen der in Betracht
kommenden Klassen notwendigen Kenntnisse in geeigneter Weise zu vermitteln. Bei Bewerbern um eine
Fahrschullehrberechtigung ist hiezu auch ein Vortrag iiber ein im Fahrschulunterricht in Betracht
kommendes Thema erforderlich.

(4) Im Falle einer Ausdehnung einer Fahrlehrberechtigung auf eine Fahrschullehrberechtigung
derselben Klasse ist nur der Vortrag iiber ein im Fahrschulunterricht in Betracht kommendes Thema,
sofern dieser nicht bereits einmal gehalten worden ist, erforderlich. Im Falle einer Ausdehnung einer
Fahrschullehrberechtigung auf weitere Klassen ist ein neuerlicher Vortrag nicht erforderlich.

(5) Die praktische Priifung darf erst abgenommen werden, wenn die theoretische Priifung mit Erfolg
abgelegt worden ist. Bei der praktischen Priifung ist eine Priifungsfahrt vorzunehmen, bei der die Person
auch in den schwierigsten Verkehrslagen ihre Fahrsicherheit und ihre Fahigkeit zu erweisen hat,
Fahrschiilern in geeigneter Weise die Fertigkeit zu vermitteln, ein Kraftfahrzeug sachgemifl und
vorschriftsméiBig zu lenken, und bei Gefahren und Fehlern eines Fahrschillers rechtzeitig auf die
Fahrweise entsprechend Einfluss zu nehmen.

(6) Nach der Priiffung haben die Priifer dem Priifungswerber bekanntzugeben, ob die Priifung
bestanden worden ist. Wurde die Priifung nicht bestanden, haben sie die Begriindung hiefiir
bekanntzugeben. Wurde die theoretische Priifung oder der Vortragsteil bei der Fahrschullehrberechtigung
bestanden, so darf die theoretische Priifung oder der bereits bestandene Teil bei Wiederholungen
innerhalb von sechs Monaten nicht mehr abgenommen werden. Mit Bestehen der
Lehrbefahigungspriifung gilt die Fahrlehrberechtigung oder die Fahrschullehrberechtigung als erteilt und
seitens der Sachverstindigen ist eine Bestitigung dariiber auszustellen. Diese Bestitigung ersetzt den
Fahrlehrausweis bis zur Zustellung des Ausweises, langstens jedoch fiir die Dauer von vier Wochen.

(7) Durch Verordnung sind nach den Erfordernissen der Verkehrs- und Betriebssicherheit und der
Ausbildung von Kraftfahrzeuglenkern, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechend, die ndheren
Bestimmungen iiber die Lehrbefihigungspriifung festzusetzen.*
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77.§ 119 Abs. 5 lautet:

»(5) Fir die in den Abs. 1,3 und4 angefithrten Anstalten, Leiter und Ausbildner gelten die
Bestimmungen der §§ 112 bis 114 und 116 sinngeméB. Ein Leiter kann auch fiir mehrere Anstalten
bestellt werden; die in § 111 Abs. 1 vorgesehene Beschriankung ist in derartigen Féllen nicht anwendbar.*

78. § 122 Abs. 5 letzter Satz lautet:

»Das Fahrtenprotokoll ist in der Fahrschule abzugeben, vor Ausstellung des Nachweises iiber die
Absolvierung der jeweils erforderlichen Ausbildung gemél § 10 Abs. 2 FSG von der Fahrschule auf
Vollstindigkeit und Plausibilitdt zu iiberpriifen und mindestens drei Jahre lang aufzubewahren und auf
Verlangen der Behorde vorzulegen.*

79. Nach § 123 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

»(2a) An der Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch die Bezirksverwaltungsbehorden, die
Landespolizeidirektionen und den Landeshauptmann hat die Autobahnen- und SchnellstraBen-
Finanzierungs-Aktiengesellschaft mitzuwirken; sie unterliegt dabei den Weisungen der zustindigen
Behorden. Die Autobahnen- und SchnellstraBen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft hat die rechtmifige
Durchfiihrung von Transporten mit Ausnahmebewilligung des Landeshauptmannes gemdfl § 82 Abs. 5,
§ 101 Abs.5 oder § 104 Abs. 9 (Sondertransporte) oder von eingeschrankt zugelassenen Fahrzeugen
(§ 39) auf den ihr als StraBenerhalter zugewiesenen Stralen zu iiberwachen. Die Autobahnen- und
Schnellstralen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft hat sich fiir diese Aufgaben besonders geschulter
Organe (Organe der Sondertransportkontrolle) zu bedienen, welche gegeniiber den zustéindigen Behdrden
bekannt zu geben sind. Die Organe der Sondertransportkontrolle haben das Vorliegen der entsprechenden
Ausnahmebewilligungen, die Einhaltung der Bescheidauflagen und die Einhaltung der bewilligten
Gewichtsgrenzen zu iiberpriifen. Zu diesen Zwecken haben die Organe der Sondertransportkontrolle
Fahrzeuge anzuhalten bzw. auszuleiten und Verwiegungen durchzufiihren. Der Fahrzeuglenker hat an der
Kontrolle durch diese Organe mitzuwirken und auf Verlangen mitgefiihrte Dokumente zur Uberpriifung
auszuhindigen. Bei festgestellten Ubertretungen haben die Organe der Sondertransportkontrolle
MaBnahmen, die fiir die Einleitung oder Durchfithrung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind,
zu treffen, und sind die Organe der Sondertransportkontrolle berechtigt, eine vorldufige Sicherheit bis zu
einem Betrag von 2 180 Euro einzuheben. Weiters sind die Organe der Sondertransportkontrolle
berechtigt, bei Nichtvorliegen einer Ausnahmebewilligung, bei Missachtung der Bescheidauflagen oder
bei einer Uberschreitung der bewilligten Gewichtsgrenzen eine Unterbrechung der Fahrt anzuordnen und
ihre Fortsetzung durch geeignete MaBnahmen zu verhindern. Wurde eine Uberschreitung gemiB § 101
Abs. 5 festgestellt, so hat der Zulassungsbesitzer des Fahrzeuges die Kosten des Wiagens und bei einem
angeordneten Ab- oder Umladen die Kosten der allfdlligen Nachwigungen gegeniiber der Autobahnen-
und Schnellstralen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft zu ersetzen; der Lenker des Kraftfahrzeuges gilt als
Vertreter des Zulassungsbesitzers, falls dieser nicht selbst oder ein von ihm bestellter Vertreter anwesend
ist. Weigert sich der Lenker, zu einer Waage zu fahren oder das Fahrzeug auf die Waage zu stellen, so ist
die Annahme gerechtfertigt, dass die bewilligten Gewichtsgrenzen/Achslasten iiberschritten werden. Die
Organe der Sondertransportkontrolle sind berechtigt, die in § 134 Abs.4 und 4a vorgesehenen
Mafnahmen anzuwenden.*

80. Dem § 125 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

,»,(4) Der Landeshauptmann kann auch Personen, die
1. die Meisterpriifung im Kraftfahrzeugtechnikerhandwerk erfolgreich abgelegt haben,
2. eine Reifepriifung oder Berufsreifepriifung erfolgreich bestanden haben,
3. liber eine mindestens dreijahrige Tatigkeit im Kraftfahrwesen verfiigen und

4.im Besitz einer Lenkberechtigung fiir die Klasse B seit mindestens drei Jahren sowie einer
Lenkberechtigung fiir die Klasse C sind,

zu Sachverstindigen gemd3 Abs. 1 bestellen, wenn er festgestellt hat, dass sie iiber die erforderliche
fachliche Befdhigung fiir diese Tatigkeit verfiigen. Eine solche Feststellung gilt fiir das gesamte
Bundesgebiet.*

81. § 131b Abs. 3 Z 2 lautet:
»2. je einem Vertreter
a) der Bundesarbeitskammer,
b) der Wirtschaftskammer Osterreich,
¢) der Vereine von Fahrzeugbesitzern, die im Kraftfahrbeirat vertreten sind,
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d) der Interessenkreise Versicherungsunternehmungen und Fahrzeugindustrie,

e) von Vereinigungen, die sich mit der Erhaltung und Forderung historischer Fahrzeuge
befassen,

f) der Sachverstéindigen gemiB § 125 bei den Amtern der Landesregierungen,

g)von Vereinigungen, die sich die Wahrnehmung der Belange der in die
Gerichtssachverstindigen- und Gerichtsdolmetscherliste (§ 2 Abs. 1 des Sachverstindigen-
und Dolmetschergesetzes, BGBI. Nr. 137/175) im Fachgebiet 17.47 — Historische Fahrzeuge
(Oldtimer) eingetragenen Sachverstindigen zur Aufgabe machen.*

82. Dem § 132 werden folgende Abs. 35 und 36 angefiigt:

»(35) Zum Zwecke der Datenbereinigung und der Korrektur von mangelhaften Daten und von
Mehrfachspeicherungen von Unternehmen in der Zulassungsevidenz sowie der eindeutigen Identifikation
eines konkreten Unternehmens als Zulassungsbesitzer und der eindeutigen Zuordnung von Fahrzeugen zu
Zulassungsbesitzern hat vor Inkrafttreten des § 40 Abs.2b eine einmalige Datenbereinigung der
Zulassungsevidenz durch  Abgleich mit dem  Unternehmensregister gemal § 25
Bundesstatistikgesetz 2000 zu erfolgen. In die Zulassungsevidenz sind dabei aus dem
Unternehmensregister Name, Sitz des Unternchmens, Zustelladresse, die Kennziffer des
Unternehmensregisters, die jeweilige Stammzahl gemd §6 Abs.3 E-GovG sowie die
Umsatzsteueridentifikationsnummer (UID-Nummer) zu ibernehmen und abzugleichen. Dabei sind bei
Abweichungen beim Rechtsformzusatz der Firma oder bei der Schreibweise von topographischen Namen
beim Sitz die Schreibweisen in der Zulassungsevidenz mit der Schreibweise des Unternehmensregisters
zu iiberschreiben. Nicht zu iibernehmen sind sonstige Abweichungen bei Firma und Sitz. Weicht der
dauernde Standort des Fahrzeuges im Sinne des § 40 vom Sitz des Unternehmens ab, so ist der dauernde
Standort gemélB § 40 als Zulassungsadresse in der Zulassungsevidenz beizubehalten und der Sitz des
Unternehmens zusitzlich aus dem Unternehmensregister zu ibernehmen und zu speichern.

(36) Im Hinblick auf die Anderungen durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 35/2023 im XI. Abschnitt
gelten folgende Ubergangsregelungen:

1. § 114 Abs. 2 gilt nicht fiir Ausbildungen, die bereits vor dem 1. Janner 2024 begonnen worden

sind; ein schriftlicher Ausbildungsvertrag kann aber auch in diesen Féllen abgeschlossen werden.

2. Lehrpersonal, das die Ausbildung bereits vor dem 1. Janner 2024 begonnen hat, darf die
Ausbildung nach den bisherigen Vorschriften bis ldngstens 30. Juni 2024 absolvieren; ein
Umstieg auf das neue System ist zuldssig, wobei bereits absolvierte Teile anzurechnen sind und
nicht wiederholt werden miissen.

3. Die Bestimmung des § 118 Abs. 4 hinsichtlich der Ausdehnung bestehender Berechtigungen gilt
auch fiir bereits erteilte Berechtigungen.

4. Auf Antrag hat die Bezirksverwaltungsbehdrde Personen, die nach den bisher geltenden
Vorschriften eine Fahrschullehrberechtigung besitzen, die nicht fiir alle Klassen gilt, fiir die sie
auch eine Fahrlehrberechtigung besitzen, die Fahrschullehrberechtigung fiir diese Klassen ohne
Ausbildung und Priifung zu erteilen und die Ausstellung des Fahrlehrausweises zu veranlassen.

5. Bereits vor dem 1. Janner 2024 ausgestellte Fahrlehrerausweise bleiben weiter giiltig und gelten
als Fahrlehrausweise im Sinne des § 117; betroffene Personen koénnen bei der
Bezirksverwaltungsbehdrde jederzeit die Ausstellung eines Fahrlehrausweises gemifl § 117
beantragen; in diesen Féllen ist der bisherige Ausweis abzugeben.*

83. § 134 Abs. 1 erster Satz lautet:

,Wer
1. diesem Bundesgesetz oder

2. den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, Bescheiden oder sonstigen
Anordnungen oder

3. den Artikeln 5 bis 9 und 10 Abs. 4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder

4. der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 oder

5.den Artikeln 5 bis 8 und 10 des Europdischen Ubereinkommens iiber die Arbeit des im
internationalen Stralenverkehr beschiftigten Fahrpersonals (AETR), BGBI. Nr. 518/1975, in der
Fassung BGBI. III Nr. 69/2010, oder

6. dem Artikel 465 Abs. 1 lit. b in Verbindung mit Anhang 31 Teil B Abschnitt 2, Artikeln 4 bis 6
und 7 Abs. 4 und 5 und Abschnitt 4 des Abkommens, ABI. Nr. L 149 vom 30.4.2021,
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zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsiibertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 10 000 Euro, im
Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen.*

84. § 134 Abs. la erster Satz lautet:

,.Ubertretungen
1. der Artikel 5 bis 9 und 10 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 oder

2. der Artikel 5 bis 8 des Europdischen Ubereinkommens iiber die Arbeit des im internationalen
StraBenverkehr beschiftigten Fahrpersonals (AETR), BGBI. Nr. 518/1975, in der Fassung
BGBI. III Nr. 69/2010, oder

3. des Artikel 465 Abs. 1 lit. b in Verbindung mit Anhang 31 Teil B Abschnitt 2, Artikeln 4 bis 6
und 7 Abs. 4 und 5 des Abkommens, ABIL. Nr. L 149 vom 30.4.2021,

sind auch dann als Verwaltungsiibertretung strafbar, wenn die Ubertretung nicht im Inland, sondern auf
einer Fahrtstrecke innerhalb des Geltungsbereiches dieser Bestimmungen begangen worden ist (Art. 2
Abs. 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006).

85. § 134 Abs. 1b wird folgender Satz angefiigt:

»Weiters gilt dies auch fiir Verstofle gegen Artikel 465 Abs. 1 lit. b in Verbindung mit Anhang 31 Teil B
Abschnitt 2, Artikeln 4 bis 6 und 7 Abs. 4 und 5 und Abschnitt 4 des Abkommens, ABI. Nr. L 149 vom
30.4.2021, die ebenso nach MaBgabe des Anhanges III der Richtlinie 2006/22/EG einzuteilen sind.*

86. § 134 Abs. 1c und 1d lauten:

,(1c) Wer als Hersteller oder als gemiB § 29 Abs. 2 in Osterreich Bevollmichtigter des Herstellers

1.die in unmittelbar anwendbaren Vorschriften der Europdischen Union betreffend
Betriebserlaubnis fiir Fahrzeuge genannten Versto3e begangen hat oder

2. die fiir die technische Uberwachung in Bezug auf die zu priifenden Positionen erforderlichen
technischen Angaben nicht wie in der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/621 der
Kommission vom 17. April 2019 iiber die fiir die technische Uberwachung in Bezug auf die zu
priifenden Positionen erforderlichen technischen Angaben sowie zur Anwendung der
empfohlenen Priifmethoden und zur Festlegung detaillierter Regelungen hinsichtlich des
Datenformats und der Verfahren fiir den Zugang zu den einschldgigen technischen Angaben,
ABL. L 108 vom 23.4.2019, vorgesehen zur Verfiigung stellt,

ist mit einer Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu bestrafen. Auch der Versuch der Begehung eines solchen
Verstof3es ist strafbar. Betreffen die Verstoe mehrere Fahrzeuge, so bezieht sich die Strafdrohung auf
jedes einzelne Fahrzeug.

(1d) Wer als Hersteller oder als gemiB § 29 Abs. 2 in Osterreich Bevollméchtigter des Herstellers,
als Lieferant oder Hindler von Reifen gegen die in der Verordnung (EU) 2020/740 tiiber die
Kennzeichnung von Reifen in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und andere Parameter, ABL. L 177 vom
5.6.2020, vorgesehenen Verpflichtungen verstoBt, ist mit einer Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu
bestrafen. Auch der Versuch der Begehung eines solchen Verstof3es ist strafbar.*

87. In § 134 Abs. 3¢ wird der Betrag ,,50 Euro® ersetzt durch ,,100 Euro* und der Betrag ,,72 Euro*
ersetzt durch ,,140 Euro®.

88. In § 134 Abs. 3d wird der Betrag ,,35 Euro* ersetzt durch ,,50 Euro® und der Betrag ,,72 Euro* ersetzt
durch ,,100 Euro®.
89. Dem § 134a wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Soweit in diesem Bundesgesetz auf das Abkommen, ABI. L 149 vom 30.4.2021, verwiesen
wird, ist dies ein Verweis auf das Abkommen {iiber Handel und Zusammenarbeit zwischen der
Europiischen Union und der Européischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Vereinigten Konigreich
Grofbritannien und Nordirland andererseits, ABL L 149 vom 30.4.2021, S 10 ff in seiner jeweils
geltenden Fassung.*

90. § 135 Abs. 31 Z 8 lautet:
8. § 4 Abs. 6a Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 9/2017 mit 1. September 2020.

91. Dem § 135 wird folgender Abs. 43 angefiigt:
,»(43) Fiir das In- und AuBerkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 35/2023 gilt Folgendes:
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1.§ 1 Abs.2a,§2Z46und 47, § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 7a, § 11 Abs. 9 und 10, § 24 Abs. 2b Z 1 lit. j,
§ 24a Abs. 2 lit.c, §27a Abs. 1 und 2, § 28 Abs. 3, §28a Abs. 1, § 28c Abs.3 und 5, § 28d
Abs. 1, Uberschrift zu § 31a, § 31a Abs. 1,2 und 6, § 33 Abs. 6a, § 34 Abs. 2, § 37 Abs. 2 lit. a,
§40 Abs.1 It.a, Abs.3,4 und 5a, §40a Abs.4, §58a Abs. 1, § 101 Abs.5 und6, § 102
Abs. 1a,4,5 lit. f und 1, 11a, 11d und 12, § 102a Abs. 4 und 7, § 102e Abs. 1,3 und 5, § 103c
Abs. 1, § 104 Abs. 9, § 106 Abs. 7 Z 3, Abs. 12 und 14, § 125 Abs. 4, § 131b Abs. 3 Z 2, § 134
Abs. 1, 1a, 1b, Ic und 1d, § 134a Abs.4 und § 135 Abs.1 Z 8 jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr.35/2023 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung des
genannten Bundesgesetzes in Kraft; zugleich tritt § 101 Abs. 7c¢ auBler Kraft;

2.§43 Abs. 3, § 57a Abs. 2, § 57¢ Abs. 578, § 122 Abs. 5, § 123 Abs. 2a, § 131b Abs. 3 Z 2 und
§ 134 Abs. 3c und 3d, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 35/2023 treten mit
1. Mai 2023 in Kraft;

3. § 40 Abs. 2b, § 46 Abs. la, 1b und 2 und § 47 Abs. 1 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 35/2023 treten mit 6. November 2023 in Kraft;

4. § 108 Abs. 2 erster Satz, § 111 Abs. 1, § 112 Abs. 1, laund 5, § 113, § 114 Abs. 1,2, 3,7 und 8,
§ 114a Abs. 1, § 114b Abs. 1 Z 1, Z 3 und Z 3a, Abs. laund 6, § 115 Abs. 2 und 4, § 116, § 117
und § 118 jeweils samt Uberschrift und § 119 Abs. 5 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 35/2023 treten mit 1. Janner 2024 in Kraft; gleichzeitig tritt § 114 Abs. 1a auler
Kraft.“

Van der Bellen

Nehammer
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	14. § 49 Abs. 4 fünfter Satz lautet:
	15. In § 49 Abs. 4 letzter Satz und Abs. 5b, § 53 erster Satz und in § 54 Abs. 1 wird jeweils das Wort „Staatswappen“ ersetzt durch das Wort „Bundeswappen“.
	16. In § 57c Abs. 4b wird vor dem Wort „unverzüglich“ die Wortfolge „im Wege der Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer“ eingefügt.
	17. In § 57c Abs. 4d wird vor dem Wort „unverzüglich“ die Wortfolge „im Wege der Gemeinschaftseinrichtung der zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung berechtigten Versicherer“ eingefügt.
	18. Nach § 82 Abs. 4 wird folgender Abs. 4a eingefügt:
	19. In § 96 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt:
	20. § 97 Abs. 3 letzter Satz lautet:
	21. § 98a Abs. 3 letzter Satz entfällt.
	22. Dem § 98a wird folgender Abs. 4 angefügt:
	23. § 99 Abs. 6 lit. j lautet:
	24. In § 99 Abs. 6 wird der Punkt am Ende der lit. o durch das Wort „und“ ersetzt und folgende lit. p eingefügt:
	25. § 102 Abs. 1a vorletzter Satz lautet:
	26. § 102 Abs. 3 dritter Satz lautet:
	27. In § 102 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
	28. § 102 Abs. 12 lit. e entfällt.
	29. § 102a Abs. 4 vorletzter Satz lautet:
	30. In § 102c entfällt der Ausdruck „ , Anhang I B Anlage 11 Z 3“.
	31. In § 109 Abs. 1 wird der Strichpunkt am Ende der lit. g durch das Wort „und“ ersetzt und am Ende der lit. h wird die Wortfolge „ , und die“ durch einen Punkt ersetzt.
	32. § 112 Abs. 1 lautet:
	33. § 112 Abs. 3 letzter Satz entfällt.
	34. Nach § 114 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
	35. § 114 Abs. 3 letzter Satz lautet:
	36. In § 116 Abs. 5 wird die Wortfolge „eines körperlichen Gebrechens“ durch die Wortfolge „mangelnder gesundheitlicher Eignung“ ersetzt.
	37. In § 122 Abs. 7 wird folgender Satz angefügt:
	38. Dem § 134 wird folgender Abs. 8 angefügt:
	39. In § 134a Abs. 2 wird der Punkt am Ende durch einen Beistrich ersetzt und die Wortfolge „in ihrer jeweils geltenden Fassung.“ angefügt.
	40. In § 134a Abs 3 wird der Punkt am Ende des ersten Satzes durch einen Beistrich ersetzt und die Wortfolge „in ihrer jeweils geltenden Fassung.“ angefügt.
	41. Dem § 135 wird folgender Abs. 39 angefügt:
	42. § 136 Abs. 3a entfällt.
	43. In § 136 Abs. 3b wird das Wort „und“ vor der Zeichenfolge „§ 47a“ durch einen Beistrich ersetzt und der Ausdruck „und § 48 Abs. 1a“ nach dieser Zeichenfolge eingefügt.
	44. Im gesamten Gesetzestext wird die Wortfolge „Verkehr, Innovation und Technologie“ durch die Wortfolge „Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie“ ersetzt.
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	1. In § 58 Abs. 2 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt:
	2. Nach § 102 Abs. 3b wird folgender Abs. 3c eingefügt:
	3. In § 134 Abs. 1 wird die Wortfolge „Geldstrafe bis zu 5 000 Euro“ durch die Wortfolge „Geldstrafe bis zu 10 000 Euro“ ersetzt.
	4. In § 134 Abs. 3 werden folgende Sätze angefügt:
	5. § 135 wird folgender Abs. 42 angefügt:






